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Vorwort
 

In kaum einem Land Mitteleuropas findet sich eine derartige Vielfalt an Arten und Lebensräu­
men wie im Freistaat Bayern. Für seine Bewohner spielen neben sozialer Sicherheit unberühr­
te Natur und ein gesundes Lebensumfeld eine immer stärkere Rolle. Beim Einsatz für eine 
gesunde Umwelt, für die Schonung der Ressourcen und die Bewahrung der Schöpfung setzt 
die Bayerische Umweltpolitik hohe Maßstäbe. 

Einer dieser Maßstäbe ist es, Natur und Landschaft zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger zu 
erhalten und mit den berechtigten Nutzungsinteressen der Kommunen, der Wirtschaft und der 
Bürger abzugleichen und weiter zu entwickeln. Ziel einer auf Nachhaltigkeit ausgerichteten, 
verantwortungsvollen Umweltpolitik muss es sein, Ökologie und Ökonomie soweit wie mög­
lich in Einklang zu bringen und die Bedürfnisse der heutigen Generation mit den Lebenschan­
cen künftiger Generationen zu verknüpfen. 

Die kommunale Landschaftsplanung bietet hierfür ein hervorragendes Instrument. Sie hat die 
Aufgabe, die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege für den jeweiligen Planungs­
raum zu konkretisieren und Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele aufzuzeigen. Sie schafft 
damit wichtige Vorraussetzungen zur Verwirklichung eines Umfeldes, in dem die Menschen 
gerne leben und sich in ihrer Gemeinde wohlfühlen. 

Nachhaltige Entwicklungen lassen sich dabei nicht verordnen. Sie müssen im Dialog mit den 
Bürgerinnen und Bürgern erfolgen. Dies schafft eine breite Diskussionsplattform, erzeugt 
Transparenz und ermöglicht einen umfassenden Informationsaustausch. Auswirkungen mög­
licher Nutzungsänderungen lassen sich so frühzeitig erkennen und eventuelle Zielkonflikte im 
Dialog lösen. Diese transparente Vorgehensweise steigert die Akzeptanz und fördert die Bereit­
schaft, bei der Umsetzung der gemeindlichen Entwicklungsziele aktiv mitzuwirken. 
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Kommunale Landschaftsplanung ist stark auf die Situation vor Ort ausgerichtet und wird im 
Rahmen der bestehenden Planungsebenen, z. B. Flächennutzungspläne oder Bebauungspläne 
umgesetzt. Dieser lokale Bezug ist es, der einen aktuellen Landschaftsplan für eine Kommune 
so wertvoll machen kann. Er unterstützt die Gemeinden im Tagesgeschäft, zum Beispiel bei 
Bauanfragen im Außenbereich, bei Anträgen auf Aufforstung oder sonstigen Planungen Dritter. 
Durch den Abgleich unterschiedlicher Nutzungsansprüche können mögliche Risiken für Geneh­
migungsverfahren frühzeitig erkannt und Verzögerungen minimiert werden. 

Der vorliegende Leitfaden zeigt, welche Leistungen der kommunale Landschaftsplan für die 
Kommunen erbringen kann. Praxisorientierte Handreichungen und Checklisten helfen dabei, 
einen auf die spezifischen Anforderungen der Gemeinde zugeschnittenen Landschaftsplan zu 
erarbeiten und seine Qualität sicherzustellen. 

Durch die Abstimmung dieses Leitfadens mit dem Bayerischen Staatsministerium des Innern, 
dem Bayerischen Gemeindetag, dem Bayerischen Städtetag und dem Bayerischen Landkreistag 
konnten die Ziele der kommunalen Landschaftsplanung auf eine breite Basis gestellt werden. 

Wir wünschen den bayerischen Kommunen viel Erfolg bei der Anwendung des Leitfadens für 
eine nachhaltige, verantwortungsbewusste kommunale Entwicklung, zum Wohl ihrer Bürgerin­
nen und Bürger und zum Schutz und Erhalt der natürlichen Vielfalt Bayerns. 

Dr. Markus Söder MdL 
Staatsminister 

Melanie Huml MdL 
Staatssekretärin 
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Kapitel 1: Welche Ziele verfolgt der Leitfaden zur 
kommunalen Landschaftsplanung in Bayern? 

Instrument 
Landschaftsplanung als 
abweichungsfester 
Grundsatz 

Anpassungen an neue 
gesetzliche Vorgaben 

Angebot an 
Gemeinden 

Vermeidung von 
Doppelarbeit 

Hilfestellung für 
Fachleute 

Die kommunale Landschaftsplanung hat die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
zu verwirklichen und ist damit ein zentrales Element der Umweltvorsorge in Bayern. Integriert in 
den Flächennutzungsplan, ist sie eine wichtige Grundlage für die Entwicklung der Gemeinde. 

Seit dem Beginn der Landschaftsplanung vor mehr als 30 Jahren haben die Aufgaben und Her­
ausforderungen ständig zugenommen. Die Landschaftsplanung besitzt inzwischen eine große 
Bedeutung für eine verträgliche und nachhaltige kommunale Entwicklung. Dieser Tatsache hat 
auch der Bundesgesetzgeber Rechnung getragen. Aufgrund der Föderalismusreform im Jahr 
2006 unterliegt das Recht des Naturschutzes und der Landschaftspflege der konkurrierenden 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Der Bund hat im BNatSchG, das am 1. März 2010 in 
Kraft getreten ist, in den §§8 bis 12 unmittelbar geltende Regelungen auch für die Land­
schaftsplanung getroffen. In § 8 BNatSchG ist das Instrument der Landschaftsplanung als 
abweichungsfester Grundsatz geregelt. Das bedeutet, dass die Länder von diesem Grundsatz 
nicht abweichen können. 

Im Jahr 2004 kam durch die Europäische Richtlinie zur strategischen Umweltprüfung auf der 
Ebene des Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan der Umweltbericht als ein 
neues Instrument verpflichtend hinzu. 

Mit diesem Leitfaden werden wichtige Fragen zur Landschaftsplanung beantwortet, insbe­
sondere wird aufgezeigt, wie in der kleinteiligen Gemeindestruktur in Bayern eine praxisnahe, 
umsetzungsorientierte Landschaftsplanung aussehen soll. Auch wird darüber informiert, welche 
Aufgaben Landschaftsplanung und Umweltbericht zu erfüllen haben. Darüber hinaus soll der 
Leitfaden dazu beitragen, innerhalb Bayerns auf vergleichbare Planungsstandards hinzuwirken. 
Wichtige Ziele sind auch, die vielfältigen umweltbezogenen Aussagen zu bündeln und Doppel-
arbeiten zu vermeiden. 

Der Leitfaden wendet sich im ersten Teil vor allem an die Gemeinden1. Darüber hinaus sollen 
all diejenigen angesprochen werden, die sich beruflich, ehrenamtlich oder aus persönlichem 
Interesse für die nachhaltige Entwicklung ihrer Gemeinde und somit für die Landschafts­
planung interessieren. 

Der zweite Teil richtet sich vor allem an Landschaftsplaner und Fachbehörden. Er soll zu einem 
gemeinsamen Planungsverständnis, einer Qualitätssicherung und vergleichbaren Planwerken 
beitragen. 

1 Für die Bezeichnungen Gemeinde, Markt oder Stadt wird im Folgenden der Begriff Gemeinde verwendet. 
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Kapitel 2: Was zeichnet die Landschaftsplanung in 
Bayern aus? 

Als 1976 im Bundesnaturschutzgesetz die Landschaftsplanung gesetzlich eingeführt wurde, 
verstand sie sich als „räumliche Fachplanung des Naturschutzes“ (BMU 2007). Die Land­
schaftsplanung der ersten Stunde konzentrierte sich darauf, den Ist-Zustand des Landschafts­
raums mit seiner Tier- und Pflanzenwelt, Boden, Wasser, Landschaftsbild, Luft und Klima zu 
beschreiben, die Belastbarkeit zu bewerten, schutzwürdige und schutzbedürftige Bereiche dar­
zustellen und herauszuarbeiten, wie die Leistungsfähigkeit beeinträchtigter Bereiche wieder­
hergestellt werden kann. 

Neben diesen traditionellen Aufgaben, wie sie von Beginn an durch die Landschaftsplanung in 
Bayern umgesetzt wurden, setzte sich frühzeitig eine erweiterte Sichtweise durch, die den 
Anforderungen in den vielen überwiegend kleinen bis mittleren Gemeinden besser Rechnung 
trägt. Anstelle eines reinen „Naturschutz-Fachplans“ als Grundlage der Bauleitplanung ist der 
Landschaftsplan in Bayern bereits seit 1982 in den Flächennutzungsplan integriert (sog. Primär­
integration) und nimmt an dessen Rechtswirkung teil. Die örtlichen Erfordernisse und Maß­
nahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind in 
Landschaftsplänen als Bestandteile der Flächennutzungspläne darzustellen. Das Modell der 
Primärintegration bleibt auch mit der am 1. März 2010 in Kraft getretenen Neufassung des 
Bundesnaturschutzgesetzes bestehen. 

Der bayerische Weg: 
integriertes Gesamt-
konzept der Gemeinde 
statt „Naturschutzfach-
plan“ 

Ziele des Natur-
schutzes und der 
Landschaftspflege 

Anders als bei einem reinen „Naturschutz-Fachplan“ werden im Rahmen der Landschafts­
planung in Bayern verschiedene Nutzungs- und Flächenansprüche abgewogen bzw. Alternati­
ven und Kompromisse entwickelt. Die Landschaftsplanung soll durch eine problemorientierte 
Bestandsaufnahme von Naturhaushalt und Landschaftsstruktur und eine ökologische und ge­
stalterische Bewertung von Wirkungen und Abhängigkeiten Entscheidungsgrundlagen für die 
weitere Entwicklung des Gemeindegebiets im Rahmen der Bauleitplanung erbringen. Dies 
beinhaltet u. a. allgemeine Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die Vermeidungs­
und Kompensationsmaßnahmen für zu erwartende Eingriffe, Maßnahmen des Artenschutzes, 
zum Aufbau und Erhalt eines Biotopverbundsystems, zur Erholung in der freien Natur, der Ge­
wässerunterhaltung u.a. (§ 9 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG). Weiterhin stellt der Planungsprozess eine 
Kommunikationsplattform dar, die die Beteiligung von Gemeinderat und Öffentlichkeit erlaubt. 
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Überschwemmungsgebiete 

Biotopverbundachsen 

BiotopeAltlasten 

Infrastruktur für Freizeit 
und Erholung 

Freizuhaltende Flächen 
für Frischluftzufuhr 

Wertvolle und zu ver­
bessernde Lebensräume 

Infrastruktur 

Schutzgebiete 

Sachgerechte Lösung 
bei Konflikten 

Abb. 1	 Die Textblöcke zeigen die vielfältigen Sachverhalte, räumlichen Zusammenhänge und komplexen  Aufgaben,  

die regelmäßig im Rahmen der Landschaftsplanung zu berücksichtigen sind. 

Mit seinem querschnittsorientierten Ansatz verbindet der Landschaftsplan eine umfassende 
Analyse mit einer zukunftsorientierten, abgestimmten Landschaftsentwicklung, die sämtliche 
Raumnutzungen vom Kiesabbau über die Landwirtschaft bis zur Siedlungsentwicklung behan­
delt. Die Landschaftsplanung liefert als Bestandteil der Bauleitplanung einen Beitrag zur sach­
gerechten Lösung von Konflikten, die sich durch die Nutzung von Natur und Landschaft z.B. 
durch Siedlung, Verkehr oder Landwirtschaft ergeben. 
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Kapitel 3: Welche Arbeitsmaterialien für die kommunale 
Landschaftsplanung in Bayern sind verfügbar? 

Seit der Einführung der Landschaftsplanung haben die zuständigen Behörden zu einzelnen 
Themen oder Problemstellungen gezielt Arbeitshilfen entwickelt. Die nachstehende 
Abbildung gibt einen Überblick über die wichtigsten Arbeitshilfen zur Landschaftsplanung 
in Bayern und ihre Zuordnung zum Planungsprozess. Die Materialien werden nachstehend 
vorgestellt. Angaben zum Bezug der Materialien befinden sich auf der Internetplattform 
www.landschaftsplanung.bayern.de. 

Vielfältige Arbeitshilfen 
verfügbar 

Prozess der Landschaftsplanung 

Vergabe und 

Gesamtkonzeption 

Inhaltliche 

Ausgestaltung 

Umsetzung 

Kommunale Landschafts­
planung in Bayern 

Planungshilfen für die 
Landschaftsplanung 

Blaue Box 

Der Umweltbericht Bauen im Einklang mit 
in der Praxis Natur und Landschaft 

Internetplattform 
www.landschaftsplanung.bayern.de 

Abb. 2 	 Arbeitsmaterialien zur kommunalen Landschaftsplanung in Bayern: Die Darstellung gibt Hinweise auf die 

Zuordnung zu den verschiedenen Phasen des Planungsprozesses. 

Der vorliegende Leitfaden zur Landschaftsplanung schließt die Lücke im Bereich Vergabe und 
Gesamtkonzeption eines kommunalen Landschaftsplans. Er stellt die Bedeutung der Land­
schaftsplanung heraus und gibt einen Überblick über den gesamten Planungsprozess. Ferner 
enthält er eine Mustergliederung sowie Hinweise für Mindeststandards und zeigt, wie die 
Aufbereitung der Ergebnisse erfolgen sollte. Gemeinderäten, Verwaltung und interessiertem 
Bürger vermittelt er darüber hinaus einen Einblick in neue Entwicklungen und Aufgaben auf 
kommunaler Ebene. Der vorliegende Leitfaden baut auf der Broschüre „Landschaftsplanung 
am Runden Tisch” auf. Er aktualisiert und ergänzt die dort vorgestellten Inhalte. 
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Die Planungshilfen für die Landschaftsplanung werden vom Landesamt für Umwelt heraus­
gegeben. In Form von Faltblättern oder Broschüren werden die wichtigsten Inhalte des Land­
schaftsplans nach Schutzgütern getrennt betrachtet. Die reich bebilderten Arbeitshilfen be­
fassen sich mit
 

· dem Bodenschutz (Merkblatt 3.1),
 
· dem Arten- und Biotopschutz (Merkblatt 3.2),
 
· dem Landschaftsbild (Merkblatt 3.3),
 
· dem Schutz des Wassers und der Gewässer (Merkblatt 3.4),
 
· der Eingriffsregelung auf der Ebene der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung 


(Merkblatt 3.5), 
· der Freizeit- und Erholungsvorsorge (Merkblatt 3.6), 
· dem Klima und dem Immissionsschutz (Merkblatt 3.7). 

Die Einzelhefte werden vom Bayerischen Landesamt für Umwelt schrittweise überarbeitet 
und neu herausgegeben. Sie sind das Rüstzeug für eine adäquate inhaltliche Ausgestaltung 
der Planung. 

Die Blaue Box versteht sich als „Werkzeugkoffer“ für die Landschaftsplanumsetzung. Die 
Unterlagen helfen, den Planungsprozess bürgerfreundlich zu gestalten, Zielkonflikte zu lösen 
und die Hindernisse zu überwinden, die einer Verwirklichung der Planung entgegenstehen. 
Die Materialien beschäftigen sich in drei Hauptkapiteln mit Empfehlungen, bezogen auf 

· Rahmen und Werthaltungen, 
· Planung und Durchführung, 
· Motivation und Beteiligung. 

Die Arbeitsmaterialen sind auf CD erhältlich. Neben Textbeiträgen wird dort eine Vielzahl an 
anschaulichen Illustrationen und Umsetzungsbeispielen vorgestellt. 

Der Leitfaden „Der Umweltbericht in der Praxis“, der von der Obersten Baubehörde heraus­
gegeben wird, stellt dieses neue Instrument im Rahmen der Bauleitplanung vor. In diesem 
Zusammenhang wird auch das Verhältnis von Landschaftsplanung und Umweltbericht kurz an­
gesprochen: Im Gegensatz zum kreativen und kooperativen Prozess der Landschaftsplanung 
weist der Umweltbericht einen beschreibenden und bewertenden Charakter auf. 

Der Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ behandelt die Eingriffsrege­
lung im Rahmen der Bauleitplanung und stellt die Grundlagen für die Eingriffsbewertung, die 
Ermittlung des Ausgleichsbedarfs und den Aufbau eines Ökokontos vor. 

Die Internetplattform www.landschaftsplanung.bayern.de bietet für Gemeinden, Planer und 
Fachbehörden Informationen und Meldungen rund um die Landschaftsplanung an. Sie enthält 
weiterhin Fachinformationen und Leitfäden als Download sowie zahlreiche Projekt- und Praxis­
beispiele. 
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Kapitel 4: Was bringt der Landschaftsplan für 
die aktuellen Aufgaben und Planungen auf 
kommunaler Ebene? 

Der Landschaftsplan ist die Grundlage für eine umweltgerechte Entwicklung der Gemeinde. 
Er ermöglicht der Gemeinde eine sachgerechte Abwägung der betroffenen öffentlichen und 
privaten Belange einschließlich divergierender Nutzungsansprüche. Eine ordnungsgemäße Ab-
wägung der Belange von Natur und Landschaft ist ohne Landschaftsplan kaum leistbar. Damit 
trägt der Landschaftsplan wesentlich zur Planungssicherheit bei. 

Vielfältige positive 
Wirkungen für 
Kommune und Bürger 

Der Landschaftsplan teilt die Rechtsnatur des Flächennutzungsplans und bindet die beteiligten 
öffentlichen Planungsträger nach § 7 BauGB bei ihren Planungen. Für den einzelnen Bürger 
sind die Darstellungen – mit Ausnahmen zur Aufforstung – nicht bindend. 

Nachstehend sind mögliche positive Wirkungen des Landschaftsplans, insbesondere für die 
Gemeinde, aber auch für Agenda-21-Gruppen, Verbände, verschiedene Berufsgruppen und den 
Einzelnen dargestellt. 
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Beitrag zur Planungs­
sicherheit 

Vorteile für die Gemeinde 

Siedlungsentwicklung und Bauleitplanung 

Der Landschaftsplan trägt dazu bei, den umfangreichen Anforderungen des Baugesetzbuchs 
Rechnung zu tragen. Im Mittelpunkt stehen dabei eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, 
insbesondere das flächensparende Bauen, und die Erhaltung der natürlichen Lebensgrund­
lagen. Hierfür liefert der Landschaftsplan nicht nur die Grundlagen und vielfältige Informationen, 
sondern auch fachübergreifend Entwicklungsvorschläge und -ziele. 

Effiziente Verwaltungs­
arbeit 

Frühzeitige Beachtung 
artenschutzrechtlicher 
Einschränkungen 

Stellungnahmen zu Fachplanungen und Großvorhaben 

Die Gemeinde ist mit Hilfe der durch die Landschaftsplanung zusammengestellten Unterlagen 
in der Lage, Anfragen und Stellungnahmen rasch zu bearbeiten. Damit können die besonderen 
Belange der Gemeinde kurzfristig und effektiv vertreten werden. 

Hilfestellung bieten die Ergebnisse der Landschaftsplanung auch bei Stellungnahmen im Rah­
men der Fortschreibung der Regionalplanung und bei Raumordnungs- und Planfeststellungs­
verfahren. Hierzu gehören z. B. Straßenneubauten. 

Berücksichtigung europarechtlicher Anforderungen an den Arten- und Gebietsschutz 

Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind auch spezielle, im Europarecht verankerte 
artenschutzrechtliche Anforderungen und die Belange des Schutzgebietsnetzes Natura 2000 
zu berücksichtigen. Werden diese Aspekte nicht frühzeitig beachtet, können sich daraus Pla­
nungshindernisse ergeben, die im Zuge der bauleitplanerischen Abwägung nicht überwunden 
werden können. 

Die Landschaftsplanung weist bereits im Rahmen der vorbereitenden Bauleitplanung, insbe­
sondere auch auf Vorkommen europarechtlich geschützter Arten und eine mögliche Betroffen­
heit von Natura 2000-Gebieten hin. Dadurch können im Falle absehbarer Konflikte Vermeidungs­
möglichkeiten, alternative Standorte oder neue planerische Lösungen entwickelt werden. Auch 
eine gegebenenfalls rechtlich erforderliche Alternativenprüfung kann in diesem Zusammenhang 
kostengünstig durchgeführt werden. Damit trägt die Landschaftsplanung wesentlich dazu bei, 
die rechtssichere Umsetzung der kommunalen Planungsziele zu gewährleisten. 
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Grundlagendaten für Umweltbericht und Umweltverträglichkeitsprüfung 

Durch Einführung der strategischen Umweltprüfung in die Bauleitplanung hat die Gemeinde 
jeweils einen Umweltbericht zu erstellen. Die hierfür benötigten Grundlagendaten zu  den 
Schutzgütern Boden, Wasser, Klima, Luft, Landschaft, Pflanzen- und Tierwelt können in der 
Regel direkt aus der aktuellen Landschaftsplanung übernommen werden. Auf diese Weise 
kann die Gemeinde nicht nur rasch reagieren, sondern auch Kosten einsparen. Dies gilt in 
gleicher Weise auch für die Umweltverträglichkeitsprüfung, die für bestimmte Projekte, wie 
z. B. große Hotelbauten, Golfplätze oder umfangreiche Verkehrsanlagen, erforderlich ist. 

Erleichterte Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

Für die Siedlungsentwicklung, aber auch für andere den Naturhaushalt belastende Vorhaben, 
die einen Eingriff darstellen, muss ein geeigneter Ausgleich erbracht werden. Auf Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung kann durch eine geeignete Standortwahl dem Vermeidungs­
gebot vorausschauend Rechnung getragen werden. Da für mögliche Eingriffsbereiche der 
naturschutzfachliche Wert bekannt ist, können diejenigen Flächen ausgewählt werden, bei 
denen im Falle eines Eingriffs der Ausgleichsbedarf möglichst gering ist. Zudem kann der 
Ausgleichsbedarf abgeschätzt werden. 

Die Landschaftsplanung zeigt darüber hinaus geeignete Entwicklungsräume für Ausgleichs­
maßnahmen auf und macht Vorschläge für einen gezielten Erwerb einzelner Flächen sowie für 
anerkannte landschaftspflegerische Ausgleichsmaßnahmen (Entwicklungsziele). Dies erleich­
tert es der Gemeinde, frühzeitig geeignete Ausgleichsflächen zu erwerben und ein Ökokonto 
anzulegen bzw. dort einzubuchen. 

Kostensparen bei 
Umweltbericht und 
Umweltverträglich­
keitsstudie 

Basis für Ausgleich 
und Ökokonto 
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Stärkung der Außen­
wirkung und des 
Miteinanders 

Marketing – Landschaft als weicher Wirtschaftsfaktor 

Bayern profitiert in vielen Teilen des Landes von der attraktiven Landschaft und den damit 
verbundenen Freizeit- und Erholungsangeboten. Für Unternehmen zählt dieser Aspekt zu den 
sogenannten weichen Standortfaktoren, die ihnen im Wettbewerb um qualifizierte Mitarbeiter 
deutliche Vorteile verschaffen. Ein in die Landschaft harmonisch eingefügter Ort bzw. eine 
Stadt mit attraktiven Grünstrukturen erhöht nicht nur die Lebensqualität der Bürger, sondern 
verbessert das Außenmarketing und trägt zur Werthaltigkeit der Immobilien wesentlich bei. 
Der Landschaftsplanungsprozess bringt die Landschaft der einheimischen Bevölkerung näher. 
Er kann die Beziehung zum Ort stärken und das gemeinsame Engagement z.B. über Agenda­
21-Gruppen, Arbeitskreise der Dorferneuerung und in örtlichen Vereinen fördern. 

Nutzung von Förderprogrammen 

Zahlreiche Förderprogramme verlangen im Rahmen der Bewerbung eine differenzierte Bestands­
aufnahme und Konfliktanalyse. Für Anträge, Nachweise und Begründungen liefert die Land­
schaftsplanung vielfältige Grundlagen, Analysen, Plandarstellungen, Ideen und Konzepte. Bei-
spiele hierfür stellen die Programme der ländlichen Entwicklung, Förderprogramme der Wasser­
wirtschaft zur Renaturierung von Gewässern, zum Hochwasserschutz und zur Retention dar. 

Hilfe bei der 
Beantragung von 
Fördermitteln 
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Hilfestellung bei Nutzungskonflikten 

Es gibt kaum eine Gemeinde, in der es nicht zu Nutzungskonflikten oder sich überlagernden 
Raumansprüchen verschiedener Gruppen kommt. Hierzu zählen zum Beispiel mögliche Kon-
flikte zwischen Reitern und Landwirten, Landwirtschaft und Jagd, Wald-entwicklung und natur­
schutzfachlichen Belangen, dem Ruhebedürfnis von Anwohnern und der Entwicklung von 
Sportanlagen am Ort u. a. Auch Maßnahmen im Zusammenhang mit erneuerbaren Energien 
können eine Konfliktlösung erforderlich machen. 

Die differenzierte Bestandsaufnahme, Konfliktanalyse und die Diskussionen im Rahmen des 
Planungsprozesses liefern die Voraussetzungen für eine sachgerechte Lösung. 

Hilfestellung bei 
Nutzungskonflikten 

Vorteile für den Einzelnen sowie für Wirtschaft und Gewerbe 

Naherholung und Tourismus 

Eine attraktive, vielfältige Landschaft gehört in den Gemeinden Bayerns, in denen der Touris­
mus eine wichtige Rolle spielt, zum regionalen „Kapital“. Daher legen bereits heute viele Tou­
rismusgemeinden Wert auf einen aktuellen Landschaftsplan und schreiben diesen regelmäßig 
fort. Auf diese Weise können Defizite rasch erkannt und Maßnahmen ergriffen werden, um auf 
neue touristische Trends zu reagieren. 

Im Rahmen der Landschaftsplanung wird gerade in Gemeinden mit besonderer Bedeutung für 
Naherholung und Tourismus großer Wert auf Maßnahmen gelegt, die zum Schutz eines attrak­
tiven Landschaftserlebnisses, eines vielfältigen Wander-, Rad- und Reitwegenetzes sowie um­
weltverträglicher Infrastruktureinrichtungen für die verschiedenen Natursportarten beitragen. 
Durch eine vorausschauende Landschaftsplanung werden die Bedingungen für Tourismusbe­
triebe und sonstige Anbieter und die Sicherheit für die Planung im Hinblick auf Investitionen 
gestärkt. Die Landschaftsplanung schafft damit auch Voraussetzungen für interkommunale 
touristische Konzepte. 

Erhaltung des 
touristischen Kapitals 
„Landschaft” 
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Förderkulissen für die 
Landwirtschaft 

Landwirtschaft 

Die kleinteilige bayerische Kulturlandschaft, aber auch viele naturnahe Lebensräume können 
auf Dauer nur erhalten werden, wenn der Staat eine entsprechende Landbewirtschaftung aktiv 
fördert. Um diese Förderungen gezielt einsetzen zu können, benötigen u. a. die unteren Natur­
schutzbehörden ein fachliches Konzept, das die sogenannten Förderkulissen abgrenzt und ihre 
fachliche Bedeutung begründet. Im Rahmen der Landschaftsplanung können verschiedene 
solcher Förderkulissen bzw. Fördertatbestände gemeinsam mit den örtlichen Betrieben ab­
gegrenzt bzw. aktualisiert und mit den Fachbehörden abgestimmt werden. Die Landschafts­
planung kann die erforderlichen Pflegemaßnahmen benennen und den Abschluss von Verträgen 
vorbereiten. Damit können interessierte Betriebe wirksam unterstützt und ihre besondere Leis­
tung für die Kulturlandschaft und den Artenschutz honoriert werden. Darüber hinaus erfolgen 
im Rahmen des Planungsprozesses Information und Beratung zu weiteren Förderprogrammen. 

Hilfen zur Aufforstung 

Forstwirtschaft 

Viele Kulturlandschaften Bayerns sind im Wandel begriffen. Die Landbewirtschaftung muss 
sich den veränderten gesellschaftlichen oder auch ökonomischen Rahmenbedingungen an­
passen. Sind die Rahmenbedingungen für die Landwirtschaft ungünstig geworden, stellt häufig 
die Waldentwicklung eine alternative Nutzungsform dar. Die Landschaftsplanung bietet hier 
eine differenzierte Hilfestellung an. Geeignete Flächen können als sogenannte Aufforstungs­
gewanne mit Hilfe des Landschaftsplans in den Flächennutzungsplan integriert werden. Nach 
dessen Genehmigung können die Aufforstungen in den Gewannen jederzeit durchgeführt wer­
den. Die Aufforstung muss dann nicht mehr gesondert durch Fachbehörden genehmigt werden. 
Sie ist nur mehr beim zuständigen Amt für Landwirtschaft und Forsten anzuzeigen. Vorausset­
zung für die Erlaubnisfreiheit ist, dass der Plan die Fläche eindeutig für die Aufforstung vorsieht 
und ggf. einschränkende Belange (z.B. zur Baumartenwahl) beachtet werden. Stehen hingegen 
der Aufforstung wichtige Belange, etwa des Hochwasser- oder des Artenschutzes entgegen, 
dann erfährt dies der Grundstücksbesitzer bereits frühzeitig und erspart sich weitere aufwän­
dige Behördentermine. Insgesamt trägt die Landschaftsplanung auf diese Weise zur Verwal­
tungsvereinfachung bei. 
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Abbau von Bodenschätzen und Großvorhaben 

Ob es sich um die Erweiterung eines Hotelbetriebs, eines Golfplatzes oder eines Kiesabbau­
gebiets handelt: in allen Fällen möchten die Betreiber möglichst frühzeitig erfahren, ob und 
welche behördlichen Festlegungen oder Schutzkonzepte ggf. zu beachten sind bzw. ob und 
welche kommunalen Planungen oder Vorhaben Dritter ihren eigenen Projekten entgegen­
stehen könnten. 

Durch Grundlagendaten und Fachinformationen aus der flächendeckenden Erfassung und Be­
wertung der Landschaft kann die Gemeinde Investoren bei ihren Planungen unterstützen bzw. 
mögliche Probleme frühzeitig aufzeigen. Dadurch können Planungs- und Entwicklungskosten 
bei den Unternehmen eingespart werden. 

Vereine und Verbände, Agenda-21-Gruppen 

Ohne das Engagement zahlreicher Vereine und Verbände, wie z. B. die Naturschutz-, Wasser-
und Bodenverbände, die Landschaftspflegeverbände oder Agenda-21-Gruppen, könnte das rei­
che Naturerbe Bayerns in vielen Gebieten nicht erhalten werden. Viele Vereine und Verbände 
engagieren sich bei der Pflege von Streuwiesen, dem Verbessern von Brut- und Nistplätzen, 
bei der Renaturierung von Gewässern usw. Für diese wertvolle Arbeit liefert der Landschafts-
plan konkrete Hinweise, erarbeitet Vorschläge für Maßnahmen und trägt so zur Lenkung und 
Bündelung von Naturschutzaktivitäten bei. Durch Zusammenarbeit mit engagierten Naturschüt­
zern und durch Kooperation mit der Landwirtschaft kann vielfach ein hoheitlicher Schutz über­
flüssig werden. 

Verlässliche 
Informationen für 
Investoren 

Lenkung und 
Bündelung von Natur­
schutzaktivitäten 
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Kapitel 5: Welche Bedeutung besitzt der Landschafts-
plan für andere Planungsinstrumente? 

Daten und 
Informationsgrundlage 

Bewertungsgrundlagen 
und fachliche Zuarbeit 
für andere Planungen 

Ideensammlung 

Der Landschaftsplan dient für viele naturschutzfachliche oder umweltbezogene Fachplanungen
 
als wichtige Daten- und Informationsgrundlage. Dies gilt insbesondere bei digitaler Bearbeitung.
 
Bei den folgenden Fachplanungen ergeben sich Synergieeffekte, die Kosteneinsparungen bzw.
 
eine Vermeidung von Doppelarbeiten mit sich bringen:
 
· Anwendung der Eingriffsregelung einschließlich Aufbau eines Ökokontos,
 
· Landschaftspflegerische Begleitplanung (LBP),
 
· Umweltverträglichkeitsstudien (UVS),
 
· Strategische Umweltprüfung (SUP),
 
· Verträglichkeitsprüfung für Natura 2000-Gebiete (FFH-VP),
 
· spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP). 


Der Landschaftsplan schafft mit den enthaltenen Analysen und Bewertungen die Voraussetzun­
gen für differenzierte Maßnahmenkonzepte und ggf. Antragstellungen auf Förderung. Sollen
 
die im Landschaftsplan dargestellten Grundzüge der landschaftlichen Ordnung für den Bürger
 
rechtsverbindlich werden, sind sie durch einen Bebauungsplan mit Grünordnungsplan, einen
 
selbstständigen Grünordnungsplan oder durch Rechtsverordnung nach dem Naturschutzrecht
 
zu konkretisieren. Beispiele für Planungen, bei denen der Landschaftsplan eine entsprechende
 
fachliche Zuarbeit leisten kann, sind: 

· Grünordnungsplanung
 
· Programme der ländlichen Entwicklung,
 
· Förderungen für Gewässerentwicklungsplanungen und Maßnahmen zur Umsetzung der
 

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), wie etwa Gehölzentwicklungen an Gewässern oder den 
Rückbau von Wehren, 

· Biotopverbundkonzepte, 
· Vorschläge für Schutzgebietsausweisungen, 
· Natura 2000-Managementplanung, 
· Städtebauförderung, wie etwa Freiraumverbindungen. 

Mit dem Landschaftsplan erhält die Gemeinde ein Instrument, das, gegenüber den an der
 
Planaufstellung beteiligten öffentlichen Planungsträgern, die örtlichen Erfordernisse und Maß­
nahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege darstellt.
 
Die Landschaftsplanung kann im Hinblick auf andere Planungsinstrumente bzw. Fachplanungen
 
eine vielfältige Bedeutung besitzen:
 
· als Daten- und Informationsgrundlage, 

· als Bewertungsgrundlage und fachliche Zuarbeit für andere Planungen,
 
· als Ideensammlung und Basis für Entwicklungskonzepte sowie
 
· als Beitrag zur Konkretisierung anderer Planungen.
 

Aktuelle Landschaftsplanungen zeichnen sich darüber hinaus auch durch eine Vielzahl von kon­
kreten Vorschlägen und Ideen aus, die für spezifische oder ganzheitliche Konzepte der Gemein­
de genutzt und konkretisiert ausgebaut werden können. Hierzu zählen 
· die Entwicklung spezieller erholungs- und sportbezogener Angebote wie Rad-, Mountain­

bike- oder Reitwegenetze, 
· die Entwicklung von Umweltbildungs- und Erlebniseinrichtungen, 
· Konzeption zur nachhaltigen Energienutzung unter Berücksichtigung nachwachsender 

Rohstoffe, 
· die Nutzung von Windkraft im Gemeindegebiet, 
· Tourismuskonzepte und Marketingstrategien. 

Diese vielfältigen Effekte können jedoch nur dann wirksam werden und kosteneinsparend wir­
ken, wenn die Landschaftsplanung regelmäßig fortgeschrieben wird (vgl. Kapitel 6). 
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Kapitel 6: Wann ist ein Landschaftsplan zu erstellen?
 

Der Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan stellt in Bayern den „Normalfall“ 
dar. Nachdem bereits viele Gemeinden einen Landschaftsplan haben, steht in diesem Kapitel 
vor allem die Frage im Mittelpunkt, wann und wie dieser fortgeschrieben wird. In diesem Zu­
sammenhang wurden auch durch den Bundesgesetzgeber weiterführende Möglichkeiten ge­
schaffen, die in diesem Kapitel ebenfalls mit Fallbeispielen vorgestellt werden1. Daneben wird 
jeweils auch auf die Fälle eingegangen, in denen in der Gemeinde noch kein Landschaftsplan 
vorliegt. 

Nach § 11 Abs. 2 BNatSchG sind Landschaftspläne aufzustellen, insbesondere sobald und 
soweit dies im Hinblick auf wesentliche eingetretene, vorgesehene oder zu erwartende Ver­
änderungen von Natur und Landschaft erforderlich ist. 

Aufgrund des bayerischen Wegs der Primärintegration ist der Landschaftsplan eng mit dem 
Flächennutzungsplan verknüpft. Wird der Flächennutzungsplan erstellt oder fortgeschrieben, 
können die vorgesehenen Darstellungen erhebliche Veränderungen in der Landschaft mit 
Auswirkungen auf Naturschutz und Landschaftspflege und damit das Erfordernis eines Land­
schaftsplans auslösen (Fall A, Abb. 3). 

Andererseits können aber auch erhebliche Veränderungen in der Landschaft mit Auswirkungen 
auf Naturschutz und Landschaftspflege, die nicht ausschließlich der Vorbereitung einer bau­
lichen Nutzung dienen, eine Landschaftsplanung erfordern (Fall B, Abb. 9). 

1  Vgl. §9 Absatz 4 BNatSchG 

Neben diesen beiden wirkungsbezogenen Auslösern für die Landschaftsplanung führt das 
Bundesnaturschutzgesetz 2010 auch neue methodische Zugänge für die Fortschreibung ein. 
Danach kann die Fortschreibung als sachlicher oder räumlicher „Teilplan“ erfolgen, sofern die 
Umstände, die die Fortschreibung begründen, sachlich oder räumlich begrenzt sind. 

Die nachstehenden Fallbeispiele verdeutlichen die Zuordnung zu diesen gesetzlichen Vorgaben. 
Die Entscheidung, ob eine Aufstellung oder Änderung des Landschaftsplans erforderlich ist, 
trifft die Gemeinde auf der Basis geltenden Rechts in eigener Verantwortung. Dabei wird 
empfohlen, diese Entscheidung mit der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen und deren 
Beratung zu suchen. 

Flächennutzungsplan 
mit integriertem 
Landschaftsplan ist 
„Normalfall“ 

Zu erwartende Ver­
änderungen von Natur 
und Landschaft machen 
eine Landschafts­
planung erforderlich 

Gemeinden 
entscheiden 
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Bei Flächennutzungs­
planung ist die Fort­
schreibung der Land­
schaftsplanung zu 
prüfen. 

Fall A: Eine Flächennutzungsplanung ist erforderlich 

Bei der Flächennutzungsplanung sind vier verschiedene Fälle denkbar (siehe dazu auch Abb. 3): 

1
 die Aufstellung des Flächennutzungsplans, 

eine großflächige oder mehrere kleinflächige Änderungen, die zusammen genommen 
2
 für die Gesamtfläche gemeindebedeutsam sind, 

eine Änderung oder mehrere Änderungen, die für Teile des Gemeindegebiets 3
 
bedeutsam sind, 

einzelne, punktuelle und kleinflächige Änderungen ohne erhebliche Auswirkungen auf 4
 
das Gemeindegebiet oder Teile davon. 

Welcher dieser vier Fälle vorliegt, entscheidet die Gemeinde in eigener Verantwortung. Es wird 
jedoch empfohlen, ggf. die zuständigen Aufsichtsbehörden (Landratsamt bzw. Regierung) hin­
zuzuziehen. Hilfestellungen liefern auch die von der Obersten Baubehörde herausgegebenen 
„Planungshilfen für die Bauleitplanung“. 

Die nachstehende Abbildung verdeutlicht die unterschiedlichsten Anforderungen an die Land­
schaftsplanung in Abhängigkeit vom Umfang der Flächennutzungsplanung. 

Aufstellung 

des FNP 

Großflächige und/oder 
gemeindebedeutsame 
Änderung(en) 

Einzelne oder mehrere 
für Teilräume bedeut­
same Änderung(en) 

Einzelne, punktuelle, klein­
flächige Änderung ohne 
erhebliche Auswirkung 

Aufstellung des 
Landschaftsplans 1 

Keine Änderung 
des Landschafts­
plans erforderlich 

2 3 4 

Flächennutzungsplan ist erforderlich 

Änderung auf Teilflächen 
1 

räumlicher sachlicher 
Teilplan 2 Teilplan 3 

Abb. 3 Erfordernis zum Landschaftsplan aufgrund des Flächennutzungsplans: Je nach Umfang der Flächennutzungs­

planung können 4 verschiedene Fälle unterschieden werden. 

1	 Der Teillandschaftsplan stellt eine Ausnahme dar, wenn z. B. durch Schutzgebiete keine flächendeckende Aufstellung erforderlich ist 
(siehe S. 19 und 20). 

2	 Der „räumliche Teilplan” bezieht sich nur auf eine Teilfläche des Gemeindegebietes, wie etwa einen Entwicklungsraum für Gewerbe 
(Untersuchung aller Schutzgüter und Nutzungen). 

3	 Der „sachliche Teilplan” bezieht sich nur auf einen thematischen Aspekt, wie etwa die Überprüfung von Standortpotentialen für Windkraftanlagen 
(eingeschränkter Umfang der Betrachtung z. B. einzelner Schutzgüter oder Nutzungen). 
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Wie in Abbildung 3 dargestellt, ergeben sich je nach Ausgangssituation unterschiedliche Auf­
gaben für die Gemeinden: 

1 
Bei der Aufstellung des Flächennutzungsplans ist regelmäßig der Landschaftsplan 
für das Gemeindegebiet aufzustellen. Wurde bereits in der Vergangenheit ein Land­
schaftsplan erstellt, kann auf die vorhandenen und noch aktuellen Grundlagen, zum 

Beispiel zur Ortsgeschichte, zur Geologie oder zu den klimatischen Bedingungen im Planungs­
gebiet, zurückgegriffen werden. Solche Vorkenntnisse können ggf. aufwandsmindernd berück­
sichtigt werden. 

Begründung: 

Nach rund 10 bis 15 Jahren ist im Regelfall die Flächennutzungsplanung zu überprüfen und in 
den meisten Fällen zu überarbeiten. Die Planungspraxis zeigt, dass sich in diesem Zeitraum 
sowohl im städtischen als auch im ländlichen Raum zumeist so umfassende gesellschaftliche 
Veränderungen ergeben, dass neue Überlegungen bzw. Entscheidungen der Gemeinde gefor­
dert sind. Dazu gehören neben Fragen der Siedlungs- und Wirtschaftsentwicklung vor allem die 
Ressourcennutzung, Veränderungen in der Landwirtschaft und gestiegene Anforderungen im 
Hinblick auf Freizeit und Erholung. Daher ist im Regelfall auch eine Aufstellung des Land­

schaftsplans für das Gemeindegebiet erforderlich, um die eintretenden und zu erwarten­

den Veränderungen in Natur- und Landschaft zu berücksichtigen. 

Ausnahme: 

Wenn das Gemeindegebiet durch großflächige Schutzgebiete geprägt ist, diese Flächen eine 
Nutzung aufweisen, die den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftsplanung bereits ent­
spricht und für diese Schutzgebiete entsprechende Planungen vorliegen, dann ist für diesen 
Bereich des Gemeindegebietes keine Landschaftsplanung erforderlich. Beispiele für die genann­
ten Fachpläne sind z.B. Pflege- und Entwicklungspläne für Naturschutzgebiete oder aktuelle 
Managementpläne für Natura 2000-Gebiete. Da die Landschaftsplanung sich nur auf den ver­
bleibenden Teilbereich des Gemeindegebietes bezieht, spricht man in diesem Fall vom soge­
nannten „Teillandschaftsplan”.1 

Die nachstehende Abbildung zeigt einen Planausschnitt aus einem Gemeindegebiet: im Nord­
westen befindet sich ein großflächiges Naturschutzgebiet, das bereits über einen umgesetzten 
Pflege- und Entwicklungsplan verfügt. Eine weitere landschaftsplanerische Bearbeitung dieses 
Bereichs ist demzufolge überflüssig. Da in diesem Teil damit den Zielen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege Rechnung getragen ist, braucht die Gemeinde nur einen Teillandschafts­
plan für den südöstlichen Bereich des Gemeindegebiets zu erstellen. 

Landschaftsplanung 
bei Aufstellung der 
Flächennutzungs-
planung 

Teillandschaftsplan bei 
großflächigen Schutz– 
gebieten möglich 

Der Teillandschaftsplan unterscheidet sich trotz ähnlicher Begrifflichkeit deutlich vom Teilflächennutzungsplan, da dieser eine ausschließlich 
sektorale Betrachtung aufweisen kann (siehe Glossar). 

Kommunale Landschaftsplanung in Bayern Seite 21 

1 



L_Landesplanung_1_CIneu  21.10.2010  11:53 Uhr  Seite 22

Teillandschaftsplan 

NSG mit Pflege- und Entwick­
lungsplan, die vorherrschende 
Nutzung entspricht den Zielen 
des Naturschutzes. Für diesen 
Teil ist kein Landschaftsplan 
erforderlich. 

Regelung für 
Gemeinden ohne 
Landschaftsplan 

Abb. 4 	 Beispiel für eine Gemeinde, die bei Aufstellung des Flächennutzungsplans nur einen Teillandschaftsplan 

benötigt. 

Bei Gemeinden, die keinen Landschaftsplan haben, ist dieser bei Aufstellung des Flächen­
nutzungsplans grundsätzlich für das gesamte Gemeindegebiet aufzustellen, um den einge­
tretenen, vorgesehenen oder zu erwartenden Änderungen ausreichend Rechnung zu tragen. 
Hierbei ist nur dann eine Ausnahme denkbar, wenn – siehe Abbildung 4 – Teile des Gemeinde­
gebiets eine vorherrschende Nutzung aufweisen, die den Zielen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege bereits entspricht und für die entsprechende Entwicklungspläne vorliegen. 
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2 
Bei einer großflächigen oder mehreren kleinflächigen gemeindebedeutsamen

Änderungen besteht ebenfalls die grundsätzliche Erforderlichkeit zur Aufstellung des 
Landschaftsplans, wobei – wie bei Fall 1 dargestellt – ggf. noch aktuelle Planinhalte 

des bestehenden Landschaftsplans aufwandsmindernd berücksichtigt werden können. 

Begründung: 

Gemeindebedeutsame Änderungen des Flächennutzungsplans sind solche mit räumlicher oder
 
struktureller Wirkung. Entscheidend ist, dass durch die neuen Planungen die Grundzüge der
 
bisherigen Flächennutzungsplanung betroffen sind und dadurch wesentliche Veränderungen
 
von Natur und Landschaft vorgesehen oder zu erwarten sind. In Abhängigkeit von der Gemein­
degröße, ihrer Lage im Raum und Charakteristik könnten u. a. folgende Vorhaben eine solche
 
gemeindebedeutsame Wirkung haben:
 

· Deponien,
 
· großflächige Verkehrsanlagen,
 
· großflächiger Abbau von Bodenschätzen,
 
· Feriendörfer, Freizeitanlagen und Hotelkomplexe,
 
· Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe,
 
· großflächige Wohn- oder Gewerbegebiete,
 
· eine Vielzahl kleinerer Wohn- oder Gewerbegebiete.
 

Bei diesen und ähnlichen Entwicklungsvorhaben sind in jedem Einzelfall die direkten und indi­
rekten Wirkungen wie auch die Summenwirkung verschiedener Nutzungsansprüche bzw. -ziele
 
auf die entscheidungsrelevanten Schutzgüter zu prüfen. Auch viele kleinflächige Änderungen
 
können sich gemeindebedeutsam auswirken und dazu führen, dass eine Aufstellung erforder­
lich ist. Die Abbildung 5 zeigt ein Gemeindegebiet, in dem durch verschiedene gemeindebe­
deutsame Vorhaben mit starken Ausstrahlungswirkungen auf benachbarte Flächen eine Auf­
stellung des Landschaftsplans für das Gemeindegebiet im Hinblick auf erhebliche Veränderun­
gen von Natur und Landschaft erforderlich ist. Gemeinden, die noch keinen Landschaftsplan
 
haben, müssen in diesem Fall einen Landschaftsplan aufstellen.
 

Kiesabbauplanung 

Großflächige gewerb­
liche Entwicklung 

Verkehrsanbindung 

Abb. 5 Ein 

Überregionale 

Landschaftsplan für das Gemeindegebiet ist aufgrund von verschiedenen Entwicklungen mit großer 

Ausstrahlungswirkung erforderlich. 

Landschaftsplanung bei 
gemeindebedeutsamen 
Änderungen des 
Flächennutzungsplans 

Regelung für 
Gemeinden ohne 
Landschaftsplan 

Ausstrahlungswirkung 
der Änderungen ist zu 
beachten 
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3 
Bei einer oder mehreren Änderungen, die nur für Teile des Gemeindegebiets 

bedeutsam sind, ergibt sich die grundsätzliche Erforderlichkeit zur teilweisen Ände­
rung des bestehenden Landschaftsplans. Dabei sieht der Gesetzgeber die Möglich­

keit eines „räumlichen” oder „sachlichen” Teilplans vor. Diese setzen jeweils einen bestehen­
den Landschaftsplan voraus. Eine Beschränkung der Landschaftsplanung auf die eigentlichen 
Problemgebiete (Teilräume) darf jedoch nicht zu einseitigen und unzusammenhängenden Aus­
sagen führen. Die Ergebnisse des räumlichen und sachlichen Teilplans werden in den Flächen­
nutzungsplan integriert. 

Räumlicher Teilplan: 

Ein räumlicher Teilplan ist immer dann zu erstellen, wenn sich die Änderungen und die dadurch 
ausgelösten Veränderungen von Natur und Landschaft in ihrer Wirkung nur auf einen räumlich 
zusammenhängenden Teil des Gemeindegebietes erstrecken werden. Der betrachtete Teilbe­
reich sollte so groß abgegrenzt werden, dass die verschiedenen punktuellen Entwicklungs­
ziele/Vorhaben hinsichtlich ihrer Summenwirkungen, Wechselwirkungen sowie Ausstrahlungs­
wirkungen im Raum ausreichend beurteilt werden können. 

Der räumliche Teilplan 
betrachtet nur Teil­
flächen des Gemeinde­
gebiets. 

Bestehendes 
Sondergebiet 
Golf 

Bereiche für Siedlungs­
entwicklung nur entlang 
der Entwicklungsachse –> 
Bereich der Landschafts­
planung 

Abb. 6 Die Bereiche für die Siedlungsentwicklung liegen vor allem entlang der Entwicklungsachse. Daher genügt es 

bei bestehendem Landschaftsplan für diesen Bereich einen räumlichen Teilplan zu erstellen. 
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Begründung: 

Dieser Fall kommt nur in Frage, wenn der Wirkungsbereich der geplanten Nutzungen auf einen 
begrenzten Teilraum des Gemeindegebiets beschränkt bleibt. Die voran gegangene Abbildung 
6 zeigt ein charakteristisches Beispiel, bei dem ausschließlich entlang der bestehenden Ent­
wicklungsachse im Südosten des Gemeindegebiets weitere punktuelle Siedlungsschwerpunkte 
vorgesehen sind. Es muss daher nur dieser Teil des Landschaftsplans geändert werden, da nur 
in diesem Bereich wesentliche Veränderungen von Natur und Landschaft vorgesehen und zu 
erwarten sind. Im Nordwesten ist die Bodennutzung durch großflächige Golfanlagen und ver­
schiedene Schutzgebiete bestimmt und scheidet für eine Siedlungsentwicklung aus. 

Sachlicher Teilplan: 

Der sachliche Teilplan korrespondiert mit dem sogenannten Teilflächennutzungsplan. Dieser 
kann sich auf die Betrachtung und Analyse einzelner Schutzgüter und Themen beziehen, wie 
etwa die Eignung für Windkraft. Im Unterschied zum räumlichen Teilplan betrachtet der sach­
liche Teilplan meist das gesamte Gemeindegebiet, allerdings eingeschränkt auf ausgewählte 
Aspekte, die für die vorgesehene Flächennutzung und in Hinblick auf deren Wirkungen auf 
Natur und Landschaft entscheidend sind. 

Bei bestehendem 
Landschaftsplan ge­
nügt es, bei geringer 
Ausstrahlungswirkung 
der Änderungen einen 
„räumlichen Teilplan” 
zu erstellen. 

Der sachliche Teilplan 
untersucht ausge­
wählte Aspekte im 
Gemeindegebiet. 

Ausschlussflächen 
für Windkraft 

Abb. 7 In diesem sachlichen Teilplan stellt die Gemeinde Ausschlussflächen für die Errichtung von Windkraftanlagen 

im Gemeindegebiet dar (diagonale Schraffur, orange). 

Bei Gemeinden ohne Landschaftsplan ist hingegen eine Landschaftsplanung für das Gemeinde-
gebiet zu erstellen, wenn sich durch die beabsichtigten Änderungen auf Teilflächen die Grund-
züge der bestehenden Flächennutzungsplanung ändern. Davon ist regelmäßig auszugehen, 
wenn über die Jahre hinweg eine Vielzahl von Änderungen erfolgt, diese für die Gemeinde 
bedeutsam sind und in der Summe zu wesentlichen Veränderungen in Natur und Landschaft 
geführt haben. In diesem Fall kann nicht mehr von einer in sich schlüssigen Planung gespro­
chen werden. 

Regelung für 
Gemeinden ohne 
Landschaftsplan 
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Bei einzelnen, punktu­
ellen Änderungen des 
Flächennutzungsplans 
ohne erhebliche 
Auswirkungen ist 
keine Änderung des 
Landschaftsplans 
erforderlich. 

Regelung für 
Gemeinden ohne 
Landschaftsplan 

4
 
Bei einzelnen, punktuellen und kleinflächigen Änderungen ohne erhebliche Aus­

wirkung, wie sie etwa für ein Parallelverfahren1 charakteristisch sind, ist keine Auf­
stellung oder Änderung des Landschaftsplans für Teilflächen erforderlich. 

1 Beim sogenannten „Parallelverfahren“ erfolgt parallel zur Änderung des Flächennutzungsplans die Aufstellung des Bebauungsplans. 

Begründung: 

Dieser Fall ist dann gegeben, wenn sich aus der Änderung keine wesentliche Auswirkung auf 
die kommunalen Entwicklungsziele ergibt und kein Schutzgut wie zum Beispiel Boden, Wasser, 
Tiere und Pflanzen oder Landschaftsbild erheblich betroffen ist. Ein charakteristisches Beispiel 
hierfür ist die Umwandlung einer als Gewerbegebiet dargestellten Fläche in ein Wohngebiet 
aufgrund eines geänderten Flächenbedarfs. Hier ist keine Aufstellung des Landschaftsplans 
erforderlich, da eine wesentliche Landschaftsveränderung nicht zu erwarten ist. Im Hinblick auf 
den in jedem Fall erforderlichen Umweltbericht ist jedoch auch hier eine landschaftsplanerische 
Bearbeitung von großem Vorteil. Weitere Anhaltspunkte für diese Fallkonstellation gibt der 
2007 neu eingeführte § 13a BauGB, bei dem bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung keine 
Änderung des Flächennutzungsplans stattfindet. 

Darstellung als 
Gewerbegebiet 

Änderung zu 
Wohngebiet 

Abb. 8 Bei punktuellen Änderungen ohne Ausstrahlungswirkung auf kommunale Entwicklungsziele oder Schutzgüter 

ist eine Änderung der Landschaftsplanung nicht notwendig. 

Wie bereits bei Fall 1 ausgeführt, ist bei Gemeinden ohne Landschaftsplan eine Landschafts­
planung dann zu erstellen, wenn sich durch die beabsichtigten Änderungen auf Teilflächen 

die Grundzüge der bestehenden Flächennutzungsplanung ändern. Dies ist immer dann der Fall, 
wenn über einen längeren Zeitraum eine Vielzahl von Änderungen erfolgte, die in der Summe 
zu wesentlichen Veränderungen von Natur und Landschaft geführt hat. Ein Planungserfordernis 
ist auch gegeben, wenn die Aufstellung des Flächennutzungsplans lange Zeit zurückliegt und 
offensichtlich nicht mehr den aktuellen Anforderungen Rechnung trägt. Ob und wann der Flä­
chennutzungsplan nicht mehr einer zeitgemäßen Bauleitplanung entspricht, entscheidet die 
Gemeinde in eigener Verantwortung. 
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Fall B: Erhebliche Änderungen mit Auswirkungen auf Naturschutz 

und Landschaftspflege 

Nicht nur die Flächennutzungsplanung, z. B. für die Siedlungsentwicklung, sondern auch land­
schaftsbezogene Änderungen, etwa durch vorgesehene Aufforstungen, Rodungen, ausgedehn­
te Brachflächen oder ein sich abzeichnender Landschaftswandel durch großflächigen Anbau 
von nachwachsenden Rohstoffen, können eine Landschaftsplanung erforderlich machen. Die 
untere Naturschutzbehörde berät die Gemeinde bei der Beurteilung landschaftlicher Verände­
rungen und ihrer Auswirkungen. Die folgende Abbildung zeigt die sich daraus ableitenden 
Anforderungen an die Planung. 

Erhebliche Veränderung mit Auswirkungen 

auf Naturschutz und Landschaftspflege 

Aufstellung des Landschaftsplans räumlicher sachlicher 
Teilplan 1 Teilplan 2 

5 Großflächige und/oder gemeinde­
bedeutsame erhebliche Änderung 

Kleinflächige, einzelne oder mehrere 
erhebliche Änderungen auf Teilflächen 

6 

Erforderlichkeit einer 
Landschaftsplanung 
aufgrund erheblicher 
Landschaftsveränderung 

Die Ergebnisse sind in 
den Flächennutzungs­
plan zu integrieren. 

1 	 Der „räumliche Teilplan“ bezieht sich nur auf eine räumlich abgegrenzte Teilfläche des Gemeindegebietes, in der, anders als im übrigen Gemeinde-
gebiet, erhebliche Änderungen mit Auswirkungen auf Naturschutz und Landschaftspflege eingetreten oder zu erwarten sind. Dazu gehört z.B. die 
Entstehung von großflächigen Brachflächen an schwer zu bewirtschaftenden Steilhängen. 

2 	 Der „sachliche Teilplan“ betrachtet nur ausgewählte Inhalte auf großer Fläche. Dazu gehört z.B. die Eignung von Teilbereichen des Gemeinde­
gebietes für die Entwicklung großer Flächen für Freizeit und Erholung. 

Abb. 9	 Erfordernis zur Aufstellung eines Landschaftsplans aufgrund erheblicher landschaftsbezogener Veränderungen 

im Gemeindegebiet: Hier werden zwei Fälle unterschieden. 

Die Prinzipien bei großflächigen und/oder erheblichen gemeindebedeutsamen
 

Änderungen in der Landschaft sind denen der Flächennutzungsplanung vergleich­
bar. Auch hier gilt: Wenn es sich um landschaftliche Entwicklungen handelt, die für 

das Gemeindegebiet insgesamt von Bedeutung sind, ist eine flächendeckende Änderung des 
Landschaftsplans im Gemeindegebiet erforderlich. 

5 

Erläuterung: 

Folgende Entwicklungen in der Landschaft können die Erforderlichkeit zur Erstellung eines
 
Landschaftsplans für das Gemeindegebiet unmittelbar auslösen: 

· ausgedehnte Nutzungsänderungen, z. B. Kiesabbau, Erstaufforstung oder großflächige Brachen,
 
· ein erhöhter Bedarf an Flächen für Freizeit, Erholung und Tourismus,
 
· die Durchführung von Flurbereinigungsverfahren, 

· großflächige Pflanzungen zur Energiegewinnung, 

· Nutzungsumstellungen mit großflächigen Wildgehegen oder
 
· ein großer Umfang an Flächen, in denen landschaftspflegerische Maßnahmen durchgeführt
 

werden sollen. 
Die oben genannten Veränderungen werden durch die Landschaftsplanung optimal begleitet 
und moderiert. Die daraus abgeleiteten planerischen Erfordernisse sind in den Flächennut­
zungsplan zu integrieren. 
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6 
Sind nur Teilbereiche des Gemeindegebiets von den oben genannten landschaft­
lichen Entwicklungen betroffen, dann genügt die Erstellung eines „räumlichen” oder 
„sachlichen” Teilplans. Die Ergebnisse sind in den Flächennutzungsplan zu integrieren. 

Räumlicher Teilplan: 

Vielfach betreffen landschaftliche Veränderungen nicht das gesamte Gemeindegebiet, sondern 
aufgrund der Standortbedingungen oder anderer Einflussfaktoren nur Teile des Gebiets. Lassen 
sich die Bereiche, in denen mit wesentlichen Veränderungen zu rechnen ist oder diese bereits 
auftreten, räumlich lokal begrenzen, dann spricht man vom räumlichen Teilplan. Die Fortschrei­
bung des Landschaftsplans erfolgt dann nur bezogen auf diese Fläche. 

Erläuterung: 

Im nachfolgend abgebildeten Fallbeispiel sind in kurzer Zeit 23 ha Fläche im östlichen Teil des 
Gemeindegebiets aufgeforstet worden. Setzt sich diese Entwicklung fort, sind hier wertvolle 
Lebensräume geschützter Tier- und Pflanzenarten des Offenlands bedroht und die Erholungs­
eignung beeinträchtigt. In diesem Fall kann im betroffenen Teilbereich des Gemeindegebiets 
im Rahmen der Landschaftsplanänderung eine differenzierte Planung von Tabuflächen und Auf­
forstungsgewannen und eine Neuordnung der verschiedenen Raumansprüche erreicht werden. 
Die erforderlichen Darstellungen sind in den Flächennutzungsplan zu integrieren. 

Starke Waldzunahme 
und Konflikte mit 
Zielen des Natur­
schutzes führen zur 
Aufstellungspflicht 
eines räumlichen 
Teilplans. 

Landschaftplanung 
nur auf Teilflächen 

Abb. 10 Nachdem sich erhebliche Veränderungen nur auf einen Teil des Gemeindegebiets beziehen, ist nur für 

diesen Bereich ein „räumlicher Teilplan” erforderlich. 
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Sachlicher Teilplan: 

Gerade bei Entwicklungen in der Landschaft, die zu erheblichen Auswirkungen auf Naturschutz 
und Landschaftspflege führen können, kann durch den sachlichen Teilplan vielfach ein wesent­
licher Beitrag zur Umweltvorsorge aber auch zur Konfliktlösung geleistet werden. Im Rahmen 
des sachlichen Teilplans werden nur ausgewählte Aspekte wie z.B. einzelne Schutzgüter be­
trachtet. 

Erläuterung: 

Im vorliegenden Fallbeispiel wurde das gesamte Gemeindegebiet mit Ausnahme der besiedel­
ten Flächen im Hinblick auf potenzielle Kiesvorkommen größerer Mächtigkeit betrachtet. Zur 
Vorbereitung einer langfristigen Abbauplanung und zur Festlegung von Rekultivierungszielen 
wurden zur Bewertung auch die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und Wasser als wichtigste An­
haltspunkte und Ausschlusskriterien herangezogen. 

Als Ergebnis der sachlichen Teilplanung werden konfliktarme Räume für den Kiesabbau dar­
gestellt und für den Naturhaushalt förderliche Rekultivierungsziele formuliert, um nachhaltige 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu vermeiden. 

Ein weiteres Beispiel für einen sachlichen Teilplan stellt eine gesonderte Betrachtung der 
Erholungseignung dar. Im Gemeindegebiet kommen mehrere Seen vor. Der sachliche Teilplan 
legt fest, in welchen Teilabschnitten und an welchen Gewässern öffentliche Badeplätze ein­
gerichtet bzw. ausgewiesen werden sollen und an welchen einer naturnahen Entwicklung der 
Vorrang gegeben werden soll. 

Beispiele für den 
sachlichen Teilplan 

Für viele Gemeinden ist der Aufbau eines Ökokontos eine wichtige Möglichkeit, vorsorgend 
einen ausreichenden Umfang an Ausgleichsflächen für die Siedlungsentwicklung bereit zu stel­
len. In diesem Zusammenhang bemühen sich viele Gemeinden, solche Flächen auszuwählen, 
die für die Landwirtschaft von untergeordneter Bedeutung sind, um die Produktionsbedingun­
gen für die ortsansässigen Betriebe nicht zu beeinträchtigen. Im Rahmen eines sachlichen 
Teilplans können die fachliche Eignung der Flächen für ein Ökokonto sowie der Interessens­
abgleich mit den Belangen der Landwirtschaft geleistet werden. 

Das Erfordernis zur Aufstellung eines Landschaftsplans aufgrund von Landschaftsveränderungen 
gilt insbesondere für Gemeinden ohne Landschaftsplan. Ein solches Erfordernis liegt bei groß­
flächigen oder vielen kleinflächigen Landschaftsveränderungen mit erheblichen Auswirkungen 
auf Naturschutz und Landschaftspflege vor. 

Erhebliche Lanschafts­
veränderung in Kom­
munen ohne Land­
schaftsplan erfordert 
eine Aufstellung. 
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Kapitel 7: In welchen Schritten läuft die Landschafts­
planung ab? 

Aufgaben und 
Rollenverteilung im 
Planungsprozess 

Dieses Kapitel beschäftigt sich mit dem Planungsprozess und den Planungsphasen des Land-
schaftsplans sowie der digitalen Bearbeitung. In Kapitel 8 wird anschließend die Integration in 
den Flächennutzungsplan und das entsprechende Verfahren, einschließlich der verfahrensrecht­
lichen Schritte gemäß BauGB, beschrieben. 

Die nachstehende Abbildung 11 zeigt, welche Aufgaben die Gemeinde bzw. das Planungsbüro 
innerhalb der einzelnen Leistungsphasen gemäß Honorarordnung (HOAI) erbringen (Planungs­
prozess). Besonderer Wert wird in diesem Zusammenhang zudem auf die prozessbegleitende 
Öffentlichkeitsarbeit gelegt. Die Übersicht verdeutlicht auch, welche Mindestinhalte von der 
Landschaftsplanung in Bayern erwartet werden. Die verschiedenen Aufgaben und die wichtigsten 
Arbeitsschritte werden nachstehend im Einzelnen ausgeführt. 

Leistungsphasen Aufgaben der Aufgaben des Planungsbüros 

des Landschaftsplans Gemeinde im 

gemäß Honorar- Rahmen der Mindestinhalte Vorschläge für 

ordnung (HOAI) Landschaftsplanung eine strukturierte 

vom 30.04.09 Öffentlichkeitsarbeit 

– ·	 Aufstellungsbeschluss – – 
·	 Vorbereitung zur
 

Vergabe
 

Leistungsphase 1 · Vergabebeschluss · Ortsbesichtigung · Auftaktveranstaltung zu 
· Klärung der Aufgabenstellung und den allgemeinen Auf-

Ermittlung des Leistungsumfangs gaben der Landschafts­
· Werten des vorhandenen Grund- planung 

lagenmaterials und verfügbarer 
Kartenunterlagen 

Leistungsphase 2 ·	 Bereitstellen von Unter- · Ermittlung der Planungsgrundlagen, · Sitzung zum Screening, 
lagen und Information insbesondere der planerischen ggf. Kontakt zu Ver­

·	 Mitwirken bei der Vorgaben und rechtlichen Bindungen einen und Verbänden 
Festlegung von Ent- · Durchführung der vorzeitigen im Rahmen der 
wicklungsprioritäten und Trägerbeteiligung im Rahmen der Bestandsanalyse 
Schwerpunktthemen Bestandsaufnahme · Präsentation der 

· Mitwirkung bei der inhaltlichen Ergebnisse von 
Schwerpunktsetzung (Screening) Leistungsphase 2 vor 

· Durchführung von Bestandsaufnahme Gemeinderat und ggf. 
und Bewertung der Bevölkerung oder 

· ggf. Konfliktanalyse weiteren Gremien 
· Zusammenfassende Darstellung 

der Bestandsaufnahme und Land­
schaftsbewertung in Text und Karten 

Leistungsphase 3 · Diskussion der Ziel- · Vorläufige Planfassung (Vorentwurf · Beteiligung der Be­
vorstellung Landschaftsplan) völkerung und von 

· Diskussion und Auswahl · Entwicklungskonzeption mit Leitbild Arbeitskreisen an der 
geeigneter Alternativen · örtlich konkretisierte Entwicklungsziele Ableitung von Leit­

· schutzgut- und nutzungsbezogene bildern und Ent-
Entwicklungsziele wicklungszielen 

· Ableitung der erforderlichen Maß- · ggf. Aufbau einer 
nahmen, Umsetzungsvorschläge und Internetplattform 
ggf. erforderliche Folgeplanungen 

· Darstellung in Text und Karten 

Leistungsphase 4 · Billigungsbeschluss · Entwurf Landschaftsplan · Präsentation der 
zu den landschafts- · Beiträge zum integrierten Planwerk endgültigen Lösung 
planerischen Inhalten · Anpassung der Planung an die vor Gemeinderat und 

· Abgleich mit den städte- Beschlusslage Bürgern 
planerischen Inhalten · Ausarbeitung des Vorentwurfs · ggf. in weiteren 

· Verabschiedung der „Flächennutzungsplan mit integriertem Gremien sowie 
integrierten Fassung Landschaftsplan“ zusammen mit dem im Internet 
(FNP mit LP) Städteplaner 

Abb. 11	 Aufgaben der Gemeinde und des Planungsbüros in den einzelnen Leistungsphasen gemäß HOAI (Planungs­

prozess): Die abstrakt gefassten Leistungsphasen der Honorarordnung (HOAI) werden den tatsächlichen 

Aufgaben des Planungsbüros und der Gemeinde gegenübergestellt. Darüber hinaus sind auch die vom Planer 

im Regelfall zu erbringenden Leistungen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit mit dargestellt. 
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Vorbereitung und Vergabe 

Nachdem nur wenige Gemeinden über die notwendigen personellen, fachlichen und techni­
schen Kapazitäten verfügen – Ausnahmen stellen hierbei die größeren Städte dar –, wird im 
Regelfall der Landschaftsplan an ein geeignetes Planungsbüro vergeben. Da sich der Planungs­
prozess über einen längeren Zeitraum erstreckt und die Beteiligung von unterschiedlichen 
Gruppierungen wie Grundbesitzern, Agenda-21-Gruppen oder Naturschutzverbänden erfordert, 
empfiehlt es sich, mehrere in Frage kommende Büros zu einem persönlichen Vorstellungster­
min einzuladen, um die Planer näher kennen zu lernen. Die Büros sollten sehr gute Kenntnisse 
in Landschaftsplanungsprozessen nachweisen können. Weitere Kriterien sind ausreichende 
personelle Kapazitäten sowie eine an das vorhandene kommunale System angepasste digitale 
Planbearbeitung. Die Erstellung des Landschaftsplans ist eine freiberufliche Leistung. Bei der 
Auftragsvergabe sind die Vergabevorschriften zu beachten1. 

Dem bayerischen Konzept zum Umweltbericht in der Bauleitplanung (Oberste Baubehörde, 
Hrsg., 2007) zufolge erbringt der Landschaftsplan die entscheidenden Teilleistungen für den 
Umweltbericht. Daher sollten im Regelfall beide Leistungen, Landschaftsplan und Umwelt­
bericht, an ein Büro vergeben werden, um diese Synergieeffekte zu nutzen. Zudem ist bei 
vollständig beauftragter Landschaftsplanung der Umweltbericht nur eine zusätzliche Leistung 
von vergleichsweise geringem finanziellem Aufwand. 

Die Honorarermittlung erfolgt auf der Grundlage der Honorarordnung für Architekten und Inge­
nieure (HOAI). Die Höhe des Honorars richtet sich nach der Flächengröße der Gemeinde bzw. 
des Plangebiets und dem Schwierigkeitsgrad der Planungsanforderungen. Bei der Festlegung 
des angemessenen Schwierigkeitsgrades geben die Naturschutzbehörden entsprechende 
Hinweise. Die Grundleistungen sind in der HOAI festgelegt. Gegebenenfalls darüber hinaus­
gehend erforderliche Leistungen werden als „Besondere Leistungen“ bezeichnet. Diese 
werden zwischen Gemeinde und Planer gesondert vertraglich vereinbart. 

Zu den inhaltlichen Grundleistungen gehört es, sich Kenntnisse von der Landschaft der Ge­
meinde durch Orts- und Flächenbegehungen zu verschaffen und so z. B. Biotoptypen, Nutzungs­
arten, Raumeinheiten und Erholungsinfrastruktur aufzunehmen. Detailkartierungen etwa zum 
Vorkommen einzelner Arten, zur Abgrenzung gesetzlich geschützter Biotope oder zur Nutzungs­
intensität durch Erholungssuchende oder Touristen zählen hingegen zu den Besonderen Leis­
tungen. Ob diese Leistungen erforderlich sind, ist im Einzelfall zu überprüfen. Dies kann im 
Rahmen des Screening erfolgen. 

Auswahl des Planungs­
büros 

Honorierung 

Festlegung von 
Grund- und Beson­
deren Leistungen 
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geschätzte Wert des Planungsauftrags den Schwellenwert, ist in der Regel ein Verhandlungsverfahren mit vorheriger Vergabebekanntmachung 
(vgl. dazu § 5 VgV, § 2 Abs.2 VOF, § 5 VOF) durchzuführen. 
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Kosten für Öffentlich-
keitsarbeit und Verviel-
fältigung einplanen 

Bei den Grundleistungen für die Öffentlichkeitsarbeit sind 6 Sitzungen enthalten. Da dies gerade 
bei einer intensiven Beteiligung der Bevölkerung nicht immer ausreicht, sind hierfür, aber auch 
für eventuell erforderliche zusätzliche Leistungen des Landschaftsplaners, differenzierte Stun­
densätze oder Pauschalen zu vereinbaren. Ferner sind von der Gemeinde auch die Kosten ein­
zuplanen, die für die Beteiligung von Fachbehörden und der Öffentlichkeit anfallen. Hier sollte 
die Möglichkeit der digitalen Information bzw. Beteiligung über das Internet in Betracht gezogen 
werden, die der Bundesgesetzgeber (vgl. § 4a Abs. 4 BauGB) eröffnet hat. Dadurch können 
Kopierkosten eingespart werden, außerdem ist die Beteiligung der Bevölkerung nicht mehr an 
Bürozeiten gebunden. 

Die erforderlichen Leistungen für den Umweltbericht sowie die Mitwirkung des Planungsbüros 
bei der Abwägung der öffentlichen und privaten Belange aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Träger öffentlicher Belange (siehe Kap. 8) sind regelmäßig anfallende Besondere Leis­
tungen und daher zusätzlich zu vergüten. Die nachstehende Abbildung 12 zeigt eine Übersicht 
zu den Besonderen Leistungen entsprechend der HOAI, die zusätzlich anfallen können: 

Leistungen Regelmäßig zu prüfende 

Besondere Leistungen 

Im Einzelfall ggf. zu prüfende 

Besondere Leistungen 

Besondere Leistungen 
berücksichtigen 

Umweltbericht 

Integration in den Flächennutzungsplan und 
Mitwirkung bei der Durchführung von § 3 
Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 

■ 

■ 

Mitwirkung bei der Abwägung ■ 

Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) ■ 

FFH – Verträglichkeitsprüfung  ■ 

Einzeluntersuchungen bzw. Kartierungen von 
Tieren, Pflanzen und Lebensräumen 

■ 

Gemeindespezifische Sonderleistungen, 
z. B. Erstellen von Tourismuskonzepten, 
integrierte Hochwasserschutzkonzepte 

■ 

Differenzierte Abarbeitung der Eingriffsregelung 
und/oder Aufbau eines Ökokontos 

■ 

Öffentlichkeitsarbeit, wenn mehr als 6 Sitzungen 
erforderlich sind, sowie Erstellen von Bürger­
briefen, Internet-Darstellungen o. ä. 

■ 

Abb. 12 Besondere Leistungen 
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Bestandsaufnahme und Screening (Leistungsphasen 1 und 2) 

Die Planungsphase beginnt mit einer Beteiligung der Fachbehörden und der Träger öffentlicher 
Belange, um zunächst einen möglichst vollständigen Einblick in die bestehenden Raumansprü-
che und Festlegungen im Gemeindegebiet zu erhalten. Dazu zählen unter anderem Wasser­
schutzgebiete, Schutzstreifen entlang von Leitungstrassen aber auch Altlastenverdachtsflächen 
und aktuelle Infrastrukturplanungen. Dazu liefern entsprechend § 4 Abs. 1 BauGB die Behörden 
und Träger öffentlicher Belange die für die Gemeinde relevanten Informationen und stellen ggf. 
vorhandene Daten zur Verfügung. 

Diese Materialien in Verbindung mit einer Übersichtskartierung bilden die Voraussetzung für 
das sog. Screening. Dieser englische Fachbegriff beschreibt die Aufgabe, die bei jedem Land­
schaftsplan geleistet werden muss: die Anpassung der Leistungen der Landschaftsplanung an 
die vor Ort gegebenen speziellen Anforderungen. Ziel des Screenings ist es, eine für die Kom­
mune maßgeschneiderte Planung vorzubereiten. 

Gemeinsam mit der Verwaltung, dem Gemeinderat oder anderen kommunalen Gremien sollten 
die Themen festgelegt werden, die im Gemeindegebiet eine besondere Rolle spielen und da­
her einer differenzierten Betrachtung bedürfen, und solche, bei denen keine vertiefende Be-
handlung erforderlich ist. Die Praxis zeigt, dass dies in jeder Gemeinde unterschiedlich ist. So 
sind die Anforderungen in einer Tourismusgemeinde im Voralpenraum anders als in einer Um­
landgemeinde um eine Großstadt. Beispielsweise müssen in der Tourismusgemeinde unter 
Umständen die Aufforstungswünsche im Einzelfall nicht nur auf ihre Vereinbarkeit mit wertvol­
len Biotopen, sondern insbesondere auch auf ihre Auswirkungen auf das Landschaftsbild und 
die touristischen Belange überprüft werden. In diesem Zusammenhang kann es auch sinnvoll 
sein, zu diesen ortsspezifischen Aspekten eigene Arbeitskreise einzurichten oder bestehende 
Gremien einzubinden. 

Zu dieser ersten Planungsphase (Leistungsphasen 1 und 2) sollte auch eine öffentliche Auftakt­
veranstaltung gehören. Bei dieser Veranstaltung stellt sich das ausgewählte Büro der Gemein­
de vor, erläutert den Planungsprozess und die Aufgaben der Landschaftsplanung allgemein und 
bezogen auf das Gemeindegebiet. 

Maßgeschneiderte 
Landschaftspläne 

Auftaktveranstaltung 
einplanen 
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Am Ende der Leistungsphasen 1 und 2 sollten folgende Leistungen vorliegen: 

Mindestanforderungen 
an Leistungsphase 1 
und 2 

· eine Zusammenfassung der Grundlageninformationen der Träger öffentlicher Belange ein-
schließlich der rechtlichen und planerischen Vorgaben, 

· thematische Karten mit den Ergebnissen der Bestandsaufnahme und -bewertung zu folgen­
den Inhalten (siehe auch Teil 2 der Broschüre): 
– 	Orts- und Landschaftsgeschichte, 
– 	Boden und Geologie, 
– 	Klima/Luft, 
– 	Wasser, 
– 	Schutzgebiete, Arten- und Biotopschutz, 
– 	Landschaftsbild, 
– Erholung (vgl. Abb. 13). 

· eine Prüfung der Verträglichkeit gegenwärtiger Nutzungen mit dem Naturhaushalt und dem 
Landschaftsbild, 

· eine zusammenfassende querschnittsorientierte Bewertung auf der Basis von Teilräumen 
(z.B. nutzungsbezogene oder ökologische Raumeinheiten) sowie 

·	 eine Festlegung von Planungsschwerpunkten in Abstimmung mit der Gemeinde (Ergebnis 
des Screening). 

Legende 

Gemeindegebiet 

Objekte von kulturellem Interesse 

Aussichtspunkte 

Kirchen und Kapellen 

Marterl und Feldkreuze 

Schlösser 

Freizeit-/Sportanlagen Offizielle Rad- und Wanderwege 

Sport- und Bolzplätze Kreisradwanderweg 

Spielplätze Königl.-bayer. Radtour 

Tenniseinrichtungen Radweg „Super Acht” 

Öffentliche Badestellen König-Ludwig-Weg 

Segelhäfen Radwanderwege 

Campingplatz Wanderwege 

Abb. 13 Ausschnitt aus der Themenkarte Erholung der Gemeinde Herrsching 
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Die Ergebnisse sind Inhalt einer oder mehrerer Gemeinderatssitzungen. Es empfiehlt sich, die 
Ergebnisse zur Bestandsaufnahme und Bewertung ebenfalls der Öffentlichkeit z. B. im Rahmen 
einer Bürgerversammlung vorzustellen oder in speziellen Arbeitskreisen (wie Grundbesitzer, 
Vertreter von Land- und Forstwirtschaft) zu diskutieren. 

Damit sind die Leistungsphasen der HOAI nach § 45 „Klären der Aufgabenstellung” (Leistungs­
phase 1) sowie „Ermittlung der Planungsgrundlagen, Bestandsaufnahme und Bewertung des 
Planungsbereichs” (Leistungsphase 2) abgeschlossen (vgl. Abb. 11). 

Entwicklungskonzeption mit Leitbild (Teil von Leistungsphase 3) 

Der Planungsprozess (vgl. Abb. 11) zielt auf eine umsetzungsorientierte Planung ab. Hierzu 
werden im ersten Schritt Leitbilder formuliert und eine Entwicklungskonzeption für die Ge­
meinde erarbeitet, jeweils bezogen auf unterschiedliche Nutzungsansprüche, verschiedene 
Teilräume und Schutzgüter. Beispiele für die verschiedenen möglichen Entwicklungskonzep­
tionen zeigen die nachstehenden Abbildungen 14 bis 17. 

Abb. 14	 Aufgrund der sehr guten Standortbedingungen durch Lössauflage weist der Landschaftsplan hier der 

landwirtschaftlichen Nutzung einen Vorrang vor anderen Nutzungen zu. 

Bei der Formulierung von Entwicklungszielen ist es zwingend erforderlich, die Vorgaben der 
übergeordneten Planungen, insbesondere des Landesentwicklungsprogramms sowie des Re­
gionalplans zu berücksichtigen. Die dort enthaltenen Aussagen müssen auf die spezielle Situa­
tion in der Gemeinde bezogen werden. Bei diesem Schritt ist auch ein intensiver Gedanken­
austausch zwischen Planer und Gemeinde erforderlich, um die Vorstellungen der Gemeinde 
bestmöglich zu berücksichtigen. 

Bürgerversammlung 
zur Bestandsaufnahme 
und Bewertung 
empfohlen 

Entwicklung von 
Leitbildern für ver­
schiedene Bereiche 

Übergeordnete 
Planungen integrieren 
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Tabufläche für die 
Entwicklung aus 
ortsplanerischen 
Gründen 

Hier sollte keine weitere Be­
bauung in den Hang erfolgen. 
Die Linie der bestehenden 
Bebauung sollte nicht über­
schritten werden.

Mögliche Abrundung des Ortes 
mit einer Fortführung des Orts­
randes mit Obstbäumen 

Offenhalten für Wiesenbrüter 

Mögliche Aufforstungsgewanne 

Abb. 15 Der Planausschnitt zeigt beispielhaft ein Konzept für die Waldentwicklung und die forstliche Nutzung 

(Aufforstungsgewanne: grün schraffiert; Ausschlussflächen-Aufforstung: rote Dreiecke) 

Abb. 16	 Als Beispiel für ein Entwicklungskonzept für einen Ortsteil sind hier die Entwicklungsziele für eine verträgliche 

Siedlungsentwicklung dargestellt. 
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Abb. 17 Für die Erhaltung von Wiesenbrüterlebensräumen in der Aue wurden vom Gemeinderat die Entwicklungsziele 

„Erhaltung extensiver Grünlandwirtschaft“ und „Rückführung bereits umgebrochener landwirtschaftlicher 

Flächen in Dauergrünland“ (M6) innerhalb des Überschwemmungsgebiets (Ü) festgelegt. 

Ableitung von Maßnahmen und Umsetzungsvorschlägen (Teil von Leistungsphase 3) 

Die Landschaftsplanung in Bayern soll besonders umsetzungsbezogen erfolgen. Deshalb ist 
der Formulierung von geeigneten Maßnahmenvorschlägen im Landschaftsplan ein besonderes 
Augenmerk zu schenken. Dies kann umso besser gewährleistet werden, wenn die jeweiligen 
Nutzergruppen aktiv in die Entwicklung der Maßnahmen eingebunden sind. Hierzu tragen in 
dieser Planungsphase gemeinsame Sitzungen oder auch Ortsbegehungen z. B. mit Vertretern 
der Land- und Forstwirtschaft oder anderen Interessengruppen wesentlich bei. 

Um die Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen zu erleichtern, sollten weiterhin – soweit 
möglich – geeignete Programme für eine Finanzierung vorgeschlagen werden. Umsetzung der 
Landschaftsplanung bedeutet jedoch nicht nur die Durchführung von Maßnahmen, sondern 
ggf. auch auf Vorhaben zu verzichten, wenn sie anderen Zielen entgegenstehen. Die nach-
stehende Bildreihe in Abb. 18 zeigt einen Ausschnitt aus der Diskussion um die Siedlungs­
entwicklung im Umfeld einer Kirche. Nach der ausführlichen Diskussion wurde dieser Bereich 
als ungeeignet für die Siedlungsentwicklung eingestuft und stattdessen ein „grüner“ Ortsrand 
dargestellt. 

Umsetzungsorientierte 
Maßnahmenplanung 

Umsetzung kann 
Maßnahmen, aber 
auch eine Unterlassung 
von Maßnahmen 
bedeuten. 
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Landschaftsplanung 
unterstützt die Diskus-
sion und Abwägung 

Dieses Beispiel zeigt, dass Umsetzung auch planungsrechtliche Sicherung oder Darstellung 
von Nutzungsbeschränkungen bedeuten kann. Dies setzt jedoch voraus, dass im Rahmen der 
Landschaftsplanung Ziele und Maßnahmen so aufbereitet werden, dass sie den Darstellungs­
möglichkeiten des Flächennutzungsplans entsprechen. 

Abb. 18	 Die Visualisierung verschiedener Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung im Rahmen der Landschaftsplanung 

führten zu einem Verzicht auf eine bauliche Entwicklung in diesem Bereich. Auch dies ist ein Beispiel für die 

Umsetzung der Ergebnisse des Planungsprozesses. 

Am Ende der Leistungsphase 3 steht eine vorläufige Planfassung, die alle wesentlichen plane­
rischen Lösungen enthält (Vorentwurf Landschaftsplan). Wichtig in diesem Zusammenhang ist 
darauf hinzuweisen, dass gerade auf der Ebene der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung 
überlagernde Darstellungen charakteristisch sind: so etwa Flächen mit landwirtschaftlicher Nut­
zung und von Bebauung freizuhaltende Flächen, wie in der nachfolgenden Abb. 19 dargestellt. 

Abb. 19	 Umsetzung der Landschaftsplanung durch überlagernde Darstellung von Flächen, die von Bebauung freizuhalten 

sind (rote Klammern), Flächen für die Landwirtschaft (hellgrün) und Darstellung eines Grünzugs (Zickzacklinie) 

Wichtig ist es, an dieser Stelle hervorzuheben, dass der Einzelne nicht verpflichtet werden kann, 
die dargestellten Maßnahmen umzusetzen. Mit der Integration des Landschaftsplans in den 
Flächennutzungsplan und dessen Genehmigung werden die Entwicklungsziele und Maßnahmen 
jedoch für Behörden und Gemeinde verbindlich. 

Mit der Leistungsphase 3 liegt eine vorläufige Planfassung vor. Dieser sogenannte Vorentwurf 
bildet die Grundlage für die Integration in den Flächennutzungsplan und für einen intensiven 
Abstimmungsprozess (siehe Abb. 20), der in Leistungsphase 4 geleistet wird. 
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Was ist bei der digitalen Bearbeitung zu beachten? 


Da heute bereits rund 70% der Gemeinden in Deutschland computergestützte Planung und
 
Datenverwaltung einsetzen können, hat auch der Gesetzgeber dieser Entwicklung Rechnung
 
getragen und bei der Novelle des BauGB 2004 eine Beteiligung der Öffentlichkeit und der
 
Träger öffentlicher Belange durch das Internet zugelassen. Diese Vorgaben haben zur weiteren
 
Förderung der digitalen Landschaftsplanung beigetragen.
 

Man unterscheidet grundsätzlich zwei Einsatzbereiche der digitalen Landschaftsplanung:
 
· die Anwendung im Planungsprozess und
 
· die Anwendung bei der Darstellung von Planungsergebnissen.
 

Wichtige Gründe für den Einsatz digitaler Technologie in der Landschaftsplanung und im
 
Städtebau sind:
 

· Zeitgewinn durch einfachere Änderungen und Fortschreibungen der Pläne (der Planer kann 
flexibler auf Wünsche der Gemeinde reagieren), 

· verbesserte Aufbereitungsmöglichkeiten von Informationen (z. B. können zunächst getrennt 
vorliegende Informationen über kartierte Biotope und Schutzgebiete verschnitten werden, 
um herauszufinden, welche der Biotope bereits über einen ausreichenden Schutz verfügen), 

· Austausch- und Integrationsmöglichkeiten von Fachinformationen (z. B. können bereits digital 
vorliegende Informationen zu Versorgungsleitungen, einschließlich ihrer Schutzzonen, direkt 
mit hoher Lagegenauigkeit und ohne Übertragungsfehler in die kommunale Planung über­
nommen werden), 

· bessere und zeitsparende Darstellung räumlicher Zusammenhänge und möglicher Auswir­
kungen der Planung (z. B. können Planungen, Themenkarten und Fachinformationen leicht 
überlagert werden), 

· deutliche Kosteneinsparung beim Versand digitaler Pläne an die Träger öffentlicher Belange. 

Schließlich trägt der Einsatz digitaler Technologie auch zu einer verstärkten Demokratisierung 
von Planungsprozessen bei (z. B. durch einen interaktiven Planungsprozess, eine intensive und 
schnelle Abstimmungsmöglichkeit sowie attraktive, bürgernahe Darstellungsmethoden). 

Vergütung und Urheberrecht der digitalen Bearbeitung 

Obschon viele Planungsbüros eine digitale Planung anbieten, ist diese vom Grundsatz her nicht 
durch die Grundleistungen der Honorarordnung abgedeckt. Das bedeutet: Mit der Beauftragung 
der Landschaftsplanung stehen der Gemeinde nicht auch automatisch alle Planinhalte in digi­
taler Form, insbesondere als einzelne Informationsebenen aufbereitet, zu. Es empfiehlt sich 
daher für die Gemeinde und das bzw. die beteiligten Planungsbüros, bereits frühzeitig über 
das gewünschte Datenformat, die Vergütung der Digitalisierung und Aufbereitung sowie die 
Weiterbearbeitung digitaler Pläne eine schriftliche Vereinbarung zu treffen. In diesem Zu­
sammenhang ist auch die Frage zu klären, wer für die Planinhalte bei der Weiterbearbeitung 
und Weitergabe digitaler Pläne und Daten verantwortlich ist. 

Gesetzgeber fördert 
Trend zur digitalen 
Bearbeitung 

Wichtige Gründe 
sprechen für eine 
digitale Bearbeitung 

Vergütung und Rechte 
an digitalen Daten 
frühzeitig abklären 
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Kapitel 8: Wie wird der Landschaftsplan in den Flächen­
nutzungsplan integriert (Verfahrensablauf)? 

Eigenständiges land­
schaftsplanerisches 
Konzept ist erforderlich

Der Landschaftsplan 
liefert wesentliche 
Grundlagen für den 
Umweltbericht. 

Kooperativ entsteht 
eine gestraffte 
Begründung. 

. 

In Bayern werden die Ergebnisse des Landschaftsplanungsprozesses durch Integration in den 
Flächennutzungsplan wirksam (sog. Primärintegration, siehe auch Kapitel 2). Der Landschafts-
plan als integrierter Bestandteil des Bauleitplans nimmt am Verfahren zur Aufstellung des Bau­
leitplans teil (siehe Abb. 20). Der Integration geht zunächst voraus, dass ein eigenständiges 
landschaftsplanerisches Konzept (Vorentwurf Landschaftsplan) entwickelt und dem Gemeinde­
rat vorgestellt wird. Über dieses hat der Gemeinderat zu beraten und zu entscheiden (siehe 
Kapitel 7). 

Nach dem Grundsatzbeschluss der Gemeinde wird der Vorentwurf Landschaftsplan in den Vor­
entwurf Flächennutzungsplan integriert. Der nun vorliegende Vorentwurf Flächennutzungsplan 
mit integriertem Landschaftsplan umfasst ein Planwerk und eine gemeinsame Begründung mit 
Umweltbericht. Durch die gemeinsame, gestraffte Begründung wird die Transparenz für den 
Bürger erhöht und außerdem vermieden, dass es drei getrennte Berichte bzw. Begründungen 
zur Landschaftsplanung, zur Flächennutzungsplanung und zum Umweltbericht gibt. 

In der Begründung werden mit textlichen Aussagen und erläuternden Themenkarten die Dar­
stellungen des Planwerks „Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan“ erklärt und 
vertieft. Die Landschaftsplanung liefert wesentliche Grundlagen für eine schutzgutbezogene 
Beschreibung des Umweltzustands und stellt die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur 
Verwirklichung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Gemeindegebiet dar. Ein 
aktueller Landschaftsplan reduziert den Aufwand für den darauf aufbauenden, eher statisch­
bewertenden Umweltbericht wesentlich. 

Erstellt wird die Begründung in einem kooperativen Planungsprozess zwischen dem Flächen­
nutzungs- und dem Landschaftsplaner, ggf. ergänzt durch erforderliche Fachgutachten (siehe 
Abb. 20). Eine Mustergliederung für eine gemeinsame Begründung Flächennutzungsplan mit 
integriertem Landschaftsplan einschließlich Umweltbericht ist in Abb. 22 in Teil 2 des Leit­
fadens abgebildet. 

Abb. 20	 Kooperativer Planungsprozess: In einem kooperativen Planungsprozess wird gemeinsam vom Flächennutzungs­

planer und Landschaftsplaner die Begründung zum Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan 

einschließlich Umweltbericht verfasst. Wiederholungen, wie sie durch getrennte Berichte zur Landschafts­

planung, zur Flächennutzungsplanung bzw. zum Umweltbericht entstehen können, werden dadurch vermieden. 
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Die integrierte Planfassung und die gemeinsam von Flächennutzungsplaner und Landschafts­
planer erstellte Begründung mit Umweltbericht (Vorentwurf Flächennutzungsplan mit integrier­
tem Landschaftsplan, vgl. Abb. 11) durchlaufen anschließend den Verfahrensschritt der vorge­
zogenen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind am Verfahren zur Aufstellung zu 
beteiligen. Auch den anerkannten Vereinen ist dabei Gelegenheit zur Stellungnahme nach § 63 
Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG zu geben. 

Die Gemeinde wägt die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander 
gerecht ab. Bei dieser Abwägung genießt grundsätzlich kein Belang von vorneherein einen Vor-
rang. Daher kann es auch vorkommen, dass einzelne Aussagen, die im Vorentwurf des Land­
schaftsplans enthalten waren, in den Bauleitplan nicht aufgenommen werden. Aussagen zum 
Naturschutz und zur Landschaftspflege, die als Ziele der Raumordnung und Landesplanung im 
Landesentwicklungsprogramm oder in Regionalplänen dargestellt sind, sind nach § 1 Abs. 4 
BauGB für die Bauleitplanung unmittelbar bindende Vorgaben; sie sind nicht Gegenstand der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB. Die Begründung muss erkennen lassen, aus welchen 
Gründen Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die sich aus der Landschafts­
planung ergeben haben, in der Abwägung gegenüber anderen Belangen zurückgestellt werden. 
Entsprechend dem Billigungsbeschluss der Gemeinde ist der Vorentwurf des Flächennutzungs­
plans mit integriertem Landschaftsplan einschließlich der gemeinsamen Begründung mit Um­
weltbericht anzupassen. 

Der dann vorliegende Entwurf des Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan 
wird öffentlich ausgelegt. Öffentlichkeit und Träger öffentlicher Belange können nochmals ihre 
Stellungnahme abgeben (§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB). Nach Abwägung der in diesem 
Verfahrensabschnitt vorgebrachten Bedenken und Anregungen im Gemeinderat (s. o.) fasst die 
Gemeinde den sog. Feststellungsbeschluss für die genehmigungsfähige Planfassung des 
Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan sowie der zugehörigen Begründung 
mit Umweltbericht. 

Die für die Genehmigung des Flächennutzungsplans zuständige Behörde entscheidet auch 
über die enthaltenen Inhalte der Landschaftsplanung; sie prüft dabei unter Beteiligung ihrer für 
Fachfragen des Naturschutzes und der Landschaftsplanung zuständigen Stelle, ob die Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege ausgewogen berücksichtigt und die erforder­
lichen Darstellungen getroffen sind. § 11 Abs. 2 BNatSchG enthält Rechtsvorschriften im Sinn 
von § 6 Abs. 2 und 3 BauGB, bei deren Nichtberücksichtigung im Rahmen der Abwägung nach 
§ 1 Abs. 6 und 7 BauGB die Genehmigung des Flächennutzungsplans versagt oder unter Auf­
lagen erteilt werden kann. 

Abwägung und 
Feststellungsbeschluss 

Genehmigung 
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Ortsübliche Bekannt­
machung 

Anschließend an die Genehmigung wird die genehmigte Planung ortsüblich bekannt gemacht. 
Mit der Bekanntmachung werden die Darstellungen des Flächennutzungsplans mit integrier­
tem Landschaftsplan für die Gemeinde und die Behörden verbindlich. Wichtig ist es, an dieser 
Stelle hervorzuheben, dass der einzelne Bürger bzw. Grundstücksbesitzer nicht verpflichtet 
werden kann, die dargestellten Maßnahmen umzusetzen. 

GemeinderatsbeschlussPartizipative 
Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1) Landschafts­

planung 

➡

 

Leistungsphase 1 Erhebung der Planungsgrundlagen 
Leistungsphase 2 Städtebauliches Konzept Landschaftsplan. Konzept 

Leistungsphase 3 Vorentwurf FNP Vorentwurf LP 
➡


 

Gemeinderatsbeschluss
Leistungsphase 4 

Grundsatzbeschluss zu den Vorentwürfen des FNP und LP ➡

 

Vorentwurf Flächennutzungsplan 
mit integriertem Landschaftsplan ➡


 

Umweltbericht 

Scoping 

Vorgezogene Beteiligung der Öffentlichkeit § 3 Abs. 1 
Beteiligung der Behörden mit Scoping nach § 4 Abs. 1 

Mitwirkung der 
Landschafts­
planung bei 
der Abwägung 

➡

 

Billigungsbeschluss 
durch den Gemeinderatim Rahmen der 

Besonderen 
Leistungen 

➡

 

Entwurf Flächennutzungsplan 
mit integriertem Landschaftsplan 

Vorläufige Fassung 

➡

 

Öffentliche Auslegung einschließlich der 
FortschreibungBehördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 

➡

 

Behandlung der Anregungen, Abwägung 
und Feststellungsbeschluss 

➡

 

Genehmigungsfähige Planfassung Endgültige Fassung 

➡

 

Genehmigung nach § 6 Abs. 1 

➡

 

Genehmigter Flächennutzungsplan 
mit integriertem Landschaftsplan ➡


 

Ortsübliche Bekanntmachung nach § 6 Abs. 5 

Abb. 21 Verfahrensablauf gemäß BauGB mit Darstellung des Landschaftsplanungsprozesses 
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1. Aufgaben und Inhalte des zweiten Teils
 

Teil 2 des Leitfadens 
wendet sich vor allem 
an Planer und Fachbe­
hörden. 

Während sich Teil 1 vor allem an die Gemeinden, Verwaltung und interessierte Bürger wendet, 
soll Teil 2 des Leitfadens insbesondere Planern und zuständigen Fachbehörden die tägliche 
Arbeit erleichtern, auf vergleichbare Planwerke und eine an die neuen Anforderungen ange­
passte Planungskultur hinwirken. 

Im Mittelpunkt des zweiten Teils stehen zunächst eine Mustergliederung und daran anschließend 
Empfehlungen zur Plandarstellung. Darüber hinaus enthält der zweite Teil eine Zusammenstel­
lung von Literaturhinweisen sowie relevante Links zur Landschaftsplanung und schließt mit 
einem Glossar zu wichtigen Fachbegriffen ab. 
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2. Gliederung der Begründung (Textteil) 

Ziel dieses Leitfadens ist es u. a., auf eine möglichst transparente, nutzerorientierte und bürger­
nahe Aufbereitung der Planungsergebnisse hinzuwirken. 

Die nachstehende Mustergliederung der Begründung zum Flächennutzungsplan mit integrier­
tem Landschaftsplan und Umweltbericht (siehe Abb. 22) zeigt beispielhaft, wie die verschie­
denen Inhalte sinnvollerweise in einer Begründung zusammengeführt werden können. Damit 
soll vermieden werden, dass drei getrennte Berichte zum Landschaftsplan, zum Flächennut­
zungsplan und zum Umweltbericht erstellt werden. Die Gliederung trägt auch der Tatsache 
Rechnung, dass eine eigenständige Lesbarkeit des Umweltberichts aufgrund europarechtlicher 
Vorgaben gewährleistet sein muss. Die rechtlichen Anforderungen sind der SUP-Richtlinie (EU), 
der Implementierung in die nationale Gesetzgebung des Baugesetzbuchs (BauGB) und den 
Erläuterungen für die Umsetzung im Leitfaden „Umweltbericht in der Praxis” (Oberste Bau­
behörde [Hrsg.], 2007) zu entnehmen. 

Um umfangreiche Doppelbeschreibungen zu vermeiden und übersichtliche Berichte für den 
Bürger zu erhalten, werden wesentliche Inhalte des Landschaftsplans (z. B. Beschreibung und 
Bewertung der Schutzgüter) im Umweltbericht dargestellt (vgl. Teil E Nr. 7.3 der Gliederung 

in Abb. 22). Der Konzeption liegt auch die Erfahrung zugrunde, dass eine gute Flächennutzungs­
und Landschaftsplanung durch einen wechselseitigen Planungsprozess gekennzeichnet ist. 

Neben den landschafts­
planerischen Inhalten 
wird besonders die 
Einarbeitung in Be­
gründung und Umwelt­
bericht angesprochen. 
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Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan 

und Umweltbericht (Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB) 

Teil A 	 Anlass und Erfordernis der Planung 

1. 	Einführung 

Teil B 	 Rahmenbedingungen und Planungsvorgaben 

2. 	Verwaltungsraum 
3. 	 Lage und Anbindung an überörtliche Verkehrssysteme 
4. 	 Vorgaben der Landes- und Regionalplanung 

Teil C 	 Beschreibung und Bewertung des Gemeindegebiets 

5. 	 Rahmenbedingungen der Gemeinde 
5.1 	 Abgrenzung des Untersuchungsgebiets 
5.2	 Charakterisierung des Gemeindegebiets 
5.3 	 Geschichte (einschließlich Landschaftsgeschichte) 
5.4 	 Geologie und Lage im Naturraum 
5.5 	 Zusammenfassung der landschaftlichen Bestandsaufnahme und Bewertung 

auf der Basis von Teilräumen (nutzungsbezogene oder ökologische Raumein­
heiten) 

Teil D 	 Konzeptionen, Ziele und Maßnahmen aus ortsplanerischer und 

landschaftsplanerischer Sicht 

6. 	 Entwicklungskonzeption mit Leitbild, Zielen und Maßnahmen 
6.0	 Gesamtkonzept aus ortsplanerischer und landschaftsplanerischer Sicht 

(Leitbild) 
6.1	 Ortsplanerische Entwicklung 
6.1.1 	 Bevölkerungs- und Ortsentwicklung (einschließlich Bedarfsermittlung und 

Bauflächenpotenzialerhebung) 
6.1.2 	 Wirtschaftliche Struktur und Entwicklung der gewerblich genutzten Flächen 
6.1.3 	 Gemeinbedarf und Flächennutzungen im besiedelten Bereich 
6.1.4 	 Innerörtliche Grünflächen und Grünzüge 
6.2	 Naturschutz und Landschaftspflege 
6.3	 Land- und Forstwirtschaft 
6.4	 Wasserwirtschaft 
6.5	 Erholung und Landschaft 
6.6	 Bodenschutz, Abgrabungen und Aufschüttungen 
6.7 	Verkehr 
6.8	 Energie- und Abfallwirtschaft /Ver- und Entsorgung 
6.9 	 Sonstige Infrastrukturanlagen (z. B. Windkraftanlagen) 

Abb. 22	 Mustergliederung der Begründung zum Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan und 

Umweltbericht 
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Teil E 	 UMWELTBERICHT 

7. 	Umweltbericht 

7.1	 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele des Bauleitplans
 

7.2	 Darstellung der in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten umwelt­
relevanten Ziele und ihrer Begründung
 

7.3	 Beschreibung des Bestands und Bewertung 

7.3.1	 Schutzgut Boden 

7.3.2	 Schutzgut Klima und Luft 

7.3.3	 Schutzgut Wasser 

7.3.4	 Schutzgut Tiere und Pflanzen (Biologische Vielfalt)
 
7.3.5	 Schutzgut Landschaft 

7.3.6	 Schutzgut Mensch (ggf. Zuarbeit durch Fachgutachten) 

7.3.7	 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 


7.4	 Bewertung möglicher Umweltauswirkungen durch die Planung
 

7.5	 Wechsel- und Summenwirkungen
 

7.6 	 Europarechtliche Anforderungen an den Arten- und Gebietsschutz
 
7.6.1	 Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten
 
7.6.2	 Hinweise zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)
 

7.7 	 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung
 

7.8 	 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich
 
7.8.1 	 Vermeidung und Verringerung
 
7.8.2 	Ausgleich
 

7.9	 Alternative Planungsmöglichkeiten
 

7.10 	 Methodisches Vorgehen und Schwierigkeiten
 

7.11	 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)
 

8.	 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

9.	 Anhang (Sondergutachten, wie z. B. Lärmschutz, Betroffenheit von Natura 
2000-Gebieten) 
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Teil B	 Rahmenbedingungen und Ergebnisse der Bestandsauf-
Planungsvorgaben nahme und Bewertung durch 

2.	 Verwaltungsraum Stadt- und Landschaftsplaner 
3.	 Lage und Anbindung an überörtliche 

Verkehrssysteme 
4.	  Vorgaben der Landes- und Regionalplanung 

Durch die Zusammenführung der Ergebnisse von Flächennutzungs- und Landschaftsplanung 
sowie des Umweltberichts in einem Werk kann die Gliederung der Begründung nicht den 
chronologischen Entstehungs- bzw. Planungsprozess wiedergeben. Die nachstehende Abb. 23 
verdeutlicht daher, wann welche landschaftsplanerischen Leistungen entstanden und welchem 
Kapitel der Mustergliederung sie zugeordnet sind. Darüber hinaus wird herausgearbeitet, wel­
che Planungsleistungen zu den Grundleistungen der Landschaftsplanung gehören und welche 
überwiegend vom Städteplaner bzw. im Rahmen des Umweltberichts als Besondere Leistung 
erbracht werden (siehe auch Kapitel 7). 

Mustergliederung der Begründung zum 

Flächennutzungsplan mit integriertem 

Landschaftsplan und Umweltbericht 

Leistungen und Ergebnisse des 

Landschaftsplanungsprozesses 

Teil A Anlass und Erfordernis der Planung Abgrenzen der Problemstellung, 
1. Einführung spezielle Aufgaben im Gemeinde-

gebiet (Screening) durch Stadt-
und Landschaftsplaner 

➡ 

➡ 

Teil C 	
➡ 

Beschreibung und Bewertung des Ergebnisse der Bestandsauf-
Gemeindegebiets nahme und Bewertung durch 

5. 	 Rahmenbedingungen der Gemeinde Stadt- und Landschaftsplaner 
5.1 	 Abgrenzung des Untersuchungsgebiets 
5.2	 Charakterisierung des Gemeindegebiets 
5.3 	 Geschichte (einschl. Landschaftsgeschichte) 
5.4 	 Geologie und Lage im Naturraum 
5.5 	 Zusammenfassung der landschaftlichen 

Bestandsaufnahme und Bewertung auf der 
Basis von Teilräumen (nutzungsbezogene 
oder ökologische Raumeinheiten) 

Teil D 	 Konzeptionen, Ziele und Maßnahmen 


 

Ergebnisse der abgestimmten 
aus städtebaulicher und landschafts­ und gebilligten landschafts­
planerischer Sicht planerischen und städtebaulichen 

6. 	 Entwicklungskonzeption mit Leitbild, Zielen Konzepte von Stadt- und Land­
und Maßnahmen schaftsplaner 

6.0 	Gesamtkonzeption 
6.1	 Ortsplanerische Entwicklung –	 Leitbilder und Planungs­
6.2	 Naturschutz und Landschaftspflege ergebnisse in Form von Text 
6.3	 Land- und Forstwirtschaft und Plandarstellungen 
6.4	 Wasserwirtschaft 
6.5	 Erholung und Landschaft –	 Beschreibung der geplanten 
6.6	 Bodenschutz, Abgrabungen und Auf­ Maßnahmen 

schüttungen 
6.7 	Verkehr 
6.8	 Energie- und Abfallwirtschaft / 

Ver- und Entsorgung 
6.9 	Sonstige Infrastrukturanlagen 

➡
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Mustergliederung der Begründung zum Leistungen und Ergebnisse des 

Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplanungsprozesses 

Landschaftsplan und Umweltbericht 

Teil E 	 UMWELTBERICHT 

➡ 

Ergebnisse aus dem Arbeits­
7. 	Umweltbericht schritt „Klären der Aufgaben­
7.1	 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele des stellung und Screening“ durch 

Bauleitplans Stadt- und Landschaftsplaner 

7.2 Darstellung der in Fachgesetzen und 

➡

Ergebnisse der Bestandsauf-
Fachplänen festgelegten umweltrelevanten nahme (Grundleistung der 
Ziele und ihrer Begründung Landschaftsplanung) 

7.3 Beschreibung des Bestands und Bewertung Ergebnisse der Bestandsauf­
7.3.1 Schutzgut Boden nahme und Bewertung ein­
7.3.2 Schutzgut Klima und Luft schließlich thematischer Karten 
7.3.3 Schutzgut Wasser (Grundleistung der Landschafts­
7.3.4 Schutzgut Tiere und Pflanze planung) 

(Biologische Vielfalt) 
7.3.5 Landschaft 
7.3.6 Schutzgut Mensch 
7.3.7 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

➡ 

7.4	 Bewertung möglicher Umweltauswirkungen Ergebnisse der Konfliktanalyse 
durch die Planung bilden Grundlage (Grundleistung 

7.5	 Wechsel- und Summenwirkungen der Landschaftsplanung). 
7.6	 Europarechtliche Anforderungen an den Bewertung, Prognose, eine ggf. 

Arten- und Gebietsschutz erforderliche Verträglichkeits­
7.6.1	 Betroffenheit von Natura 2000 Gebieten prüfung für Natura 2000-Gebiete 
7.6.2	 Hinweise zur speziellen artenschutzrecht­ und eine ggf. erforderliche 

lichen Prüfung (saP) spezielle artenschutzrechtliche 
7.7 	 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung Prüfung stellen Besondere 

Leistungen dar. 

➡

7.8 

7.8.1 
7.8.2 

Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verringerung und zum Ausgleich 
Vermeidung und Verringerung 
Ausgleich 

➡

Ergebnisse der Landschafts­
planung (Grundleistung der 
Landschaftsplanung) 

7.9 Alternative Planungsmöglichkeiten 

➡

Die Ergebnisse der Konflikt­
analyse bilden hierfür eine 
Grundlage; die Leistung 
insgesamt ist jedoch eine 
Besondere Leistung. 

7.10 
7.11 

Methodisches Vorgehen und Schwierigkeiten 
Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 

Besondere Leistungen 

8. Allgemeinverständliche Zusammenfassung Besondere Leistung 

Abb. 23 Zuordnung der landschaftsplanerischen Leistungen zur Mustergliederung der Begründung zum Flächen­

nutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan und Umweltbericht 
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Mustergliederung und 
angepasste Checkliste 

Hilfe bei Erstellung und 
Überprüfung 

In der Checkliste 
sind nur landschafts­
planerische Leistungen 
aufgeführt. 

3. Checkliste zu den landschaftsplanerischen Inhalten
 

Die nachfolgende Checkliste stellt eine praxisorientierte Arbeitshilfe ohne Anspruch auf Voll­
ständigkeit dar. Sie wendet sich vor allem an Landschaftsplaner, Gemeindevertreter und Ver­
waltung. Die Checkliste gibt nicht nur eine Hilfestellung beim Verfassen der Text- und Plan­
beiträge, sie ermöglicht auch eine rasche Überprüfung durch die Fachbehörde (untere Natur­
schutzbehörde) und die Gemeinde. Ob und welche Kriterien zutreffen, ist im Einzelfall zu 
prüfen (z. B. im Rahmen des Screening). 

In der Checkliste werden die erforderlichen Beiträge der Landschaftsplanung zur Begründung 
des Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan beschrieben. Diese ergeben sich 
aus den Arbeitsschritten Grundlagenermittlung mit Bestandsaufnahme, Landschaftsbewertung 
und Konfliktanalyse sowie dem Entwicklungsteil mit Leitbild, Zielsetzung, Maßnahmen und 
Umsetzungshinweisen. Nachdem sich die Landschaftsplanung aus einem Text- und einem 
Kartenteil zusammensetzt, werden auch die jeweiligen Darstellungen im Kartenwerk genannt. 

In der Checkliste sind die ortsplanerischen Leistungen nicht genannt. Die Leistungen im Rah­
men des Umweltberichts werden angesprochen, enthalten jedoch keine zugehörige Checkliste. 

Die nachfolgende Gliederung bezieht sich auf Inhalte, wie sie im Landschaftsplan für ein Ge­
meindegebiet (vollständige Fortschreibung oder Neuaufstellung), einen Teillandschaftsplan oder 
für die Erstellung eines räumlichen Teilplans relevant sind. Die Checkliste kann auch in soweit 
für einen sachlichen Teilplan Anwendung finden, wenn die Seiten für die jeweils ausgewählten 
Aspekte, z.B. einzelne Schutzgüter, betrachtet werden. 
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Zu Teil A Anlass und Erfordernis der Planung 

1. Einführung 

Bei der Einführung sollten der Planungsanlass und die rechtlichen Grundlagen für die Durch- Mustergliederung mit 
Checkliste führung einer Flächennutzungs- und Landschaftsplanung angegeben werden. Dabei sollte 

die Einordnung in das Planungssystem und die Aufgaben der einzelnen Planungsarten 
(Flächennutzungsplan, Landschaftsplan und Umweltbericht) in ihrer Bedeutung und ihrem 
Verhältnis zueinander behandelt werden (vgl. dazu Ausführungen in Kapitel 7). Dies ist um­
so wichtiger, als durch die Integration in ein Planwerk die detaillierten Leistungsprofile und 
Beiträge der einzelnen Planungsarten sonst nicht nachvollzogen werden können. 

Weiterhin sollten wichtige Arbeitsschritte des Planungsprozesses und die jeweiligen Be­
teiligungsformen (z. B. Sitzungen, Arbeitskreistreffen zur Landschaftsplanung, involvierte 
Bevölkerungsgruppen usw.) genannt werden. 

Checkliste für die Landschaftsplanung: 

❑	 Anlass der Planung 
❑	 Ggf. Beschreibung des Geltungsbereichs (sachlicher Teilplan, räumlicher Teilplan, 

Teillandschaftsplan) 
❑	 Rechtsgrundlagen 
❑	 Einordnung in die Planungssystematik 
❑	 Leistungsprofil der Landschaftsplanung im Planungsprozess 
❑	 Art der Beteilung und Bürgerinformation 

Zu Teil B Rahmenbedingungen und Planungsvorgaben 

2. Verwaltungsraum 

3.  Lage und Anbindung an überörtliche Verkehrssysteme 

4. Vorgaben der Landes- und Regionalplanung 

Aufgabe von Teil B ist es, in der Begründung die Rahmenbedingungen und Planungsvor­
gaben im Allgemeinen zu erläutern. Dieser Teil wird – insbesondere Kapitel 2 und 3 – über­
wiegend vom Flächennutzungsplaner gestaltet. Von Seiten der Landschaftsplanung sind vor 
allem raumbezogene Vorgaben aus der Landes- und Regionalplanung, insbesondere Vorbe­
halts- und Vorranggebiete, sowie weiterer Ziele überörtlicher Planungen beizutragen. Zu den 
textlichen Beiträgen gehören auch in den Text eingebundene Grafiken, die z. B. die Lage 
von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten oder regionalen Grünzügen aufzeigen. 

Checkliste für die Landschaftsplanung: 

❑	 Kurzbeschreibung des Verwaltungsraums 
❑	 Ziele übergeordneter Planungen sowie Vorgaben der Landes- und Regionalplanung 

mit Abbildungen 
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Abb. 24 Der Regionalplan enthält bereits vielfältige Vorgaben für die räumliche Entwicklung einer Gemeinde. Über 

die Flächennutzungs- und Landschaftsplanung sind diese Vorgaben räumlich zu konkretisieren und umzusetzen. 
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Zu Teil C Beschreibung und Bewertung des Gemeindegebiets 

5. 	 Rahmenbedingungen der Gemeinde 

5.1 	 Abgrenzung des Untersuchungsgebiets 

5.2 	 Charakterisierung des Gemeindegebiets 

5.3 	 Geschichte (einschließlich Landschaftsgeschichte) 

5.4 	 Geologie und Lage im Naturraum 

5.5 	 Zusammenfassung der landschaftlichen Bestandsaufnahme und 

Bewertung auf Basis von Teilräumen 

(nutzungsbezogene oder ökologische Raumeinheiten) 

Teil C soll in die spezifische Situation in der Gemeinde einführen. Dadurch sollen die im 
folgenden Teil D (Kapitel 6) im Einzelnen dargestellten Ziele und Maßnahmen verständlich 
werden. Die detaillierte, schutzgutbezogene Bestandsaufnahme wird – um Wiederholungen 
zu vermeiden – dem Umweltbericht zugeordnet. Insbesondere, wenn die Landschafts­
planung nur auf Teilflächen erfolgt, ist in Kapitel 5.1 eine detaillierte Begründung für den ge­
wählten Raum zu erbringen. Zum Beispiel ist die Abgrenzung aufgrund der Ausstrahlungs­
wirkung von einzelnen städtebaulich begründeten, punktuellen Änderungen zu benennen. 

Die Charakterisierung des Gemeindegebiets enthält Informationen wie Angaben zur Größe, 
zur Siedlungsstruktur und Bevölkerungszahl sowie einen Überblick über wichtige Raum­
nutzungen. Dies erfordert Beiträge aus städtebaulicher und landschaftsplanerischer Sicht. 
Das Gleiche gilt auch im Hinblick auf das Kapitel Geschichte, das auch einen Beitrag zur 
Landschaftsgeschichte enthalten sollte. Angaben zur Geologie und zur Lage im Naturraum 
werden durch den Landschaftsplaner formuliert. 

Eine querschnittsorientierte flächendeckende Bewertung des gesamten Gemeindegebiets, 
zum Beispiel auf der Grundlage von nutzungsbezogenen oder „ökologischen Raumein­
heiten“, rundet dieses Kapitel ab. Wichtig ist, dass hier nicht nur eine Zusammenfassung 
der schutzgutbezogenen Bewertung, sondern eine aggregierte Bestandsbewertung der 
Landschaftsfunktionen für Teilräume/Landschaftseinheiten erfolgt. Eine Möglichkeit hierzu 
stellt die Ableitung, Beschreibung und Bewertung von „ökologischen Raumeinheiten“ dar. 
Diese leiten sich aus den geologischen, den geomorphologischen Gegebenheiten sowie 
den jeweils dominanten Raumnutzungen ab und stellen charakteristische, in sich weitgehend 
homogene Teilräume dar. Ökologische Raumeinheiten werden im Rahmen der Landschafts­
planung erarbeitet und geben einen ganzheitlichen Einblick in landschaftliche Gegeben­
heiten, Potenziale und Entwicklungsleitlinien dieser Einheiten, d. h. Flächen mit weitgehend 
gleichen Eigenschaften. In Abb. 25 ist eine entsprechende Beschreibung dargestellt. Um 
die Beschreibungen nachvollziehbar zu machen, ist hierzu eine Übersichtskarte empfehlens­
wert. Für eine querschnittsorientierte flächendeckende Bewertung des Gemeindegebiets 
können auch andere methodische Ansätze wie Raumwiderstandsanalysen oder Konflikt­
karten eingesetzt werden. 

Checkliste für die Landschaftsplanung: 

❑	 Erläuterung und Begründung des Untersuchungsgebiets 
❑	 Charakterisierung des Gemeindegebiets aus landschaftsplanerischer Sicht, 

z. B. mit Hilfe wichtiger Raumnutzungen 
❑	 Beschreibung der Landschaftsgeschichte 
❑	 Angaben zur Geologie und zur Lage im Naturraum 
❑	 Landschaftsanalyse und Bewertung auf der Basis von Teilräumen (z. B. mit Hilfe 

nutzungsbezogener oder ökologischer Raumeinheiten in Text und Karte oder anderer 
vergleichbarer methodischer Ansätze), ggf. Ergebnisse der Konfliktanalyse 

Kommunale Landschaftsplanung in Bayern Seite 53 



L_Landesplanung_2_CIneu  21.10.2010  11:56 Uhr  Seite 54

Raumeinheit: Talraum der Singold 

Raumeinheit als 
„ökologischer Steck­
brief” für Teile des 
Gemeindegebiets 

Bezeichnung der natur- Talraum der Singold 
räumlichen Einheit 

Abgrenzung	 Diese Raumeinheit verläuft in Nord-Süd-Richtung beiderseits 
der Flüsse Singold und Waalhauptener Ach bis an den Süd­
rand des Gemeindegebiets. 

Natürliche Ausstattung	 Die Raumeinheit wird geologisch von Oberer Süßwasser­
molasse geprägt. Ursprünglich waren die weitgehend 
ebenen Flächen mit Buchen-Eichenwäldern bestockt, von 
denen sich heute nur noch einzelne Exemplare in der weit­
gehend baumfreien Flur finden. 

Ökologische Funktion	 Weite Teile der Raumeinheit sind besiedelt oder werden 
intensiv landwirtschaftlich genutzt. Den verbliebenen 
feuchten Standorten entlang der Waalhauptener Ach und 
seitlicher Zuflüsse kommt eine besondere ökologische 
Bedeutung zu. 

Heutige Nutzung	 Die Raumeinheit wird durch Siedlung, ganz im Süden von 
Wald und vor allem durch Landwirtschaft bestimmt. Die 
größtenteils nur durchschnittlichen Erzeugungsbedingungen 
für Landwirtschaft lassen lediglich Grünlandnutzung zu, nur 
östlich Waal finden sich bessere Böden für Ackerbau. 

Bewertung Die zentrale Raumeinheit erfüllt mit Siedlung, Landwirt­
schaft und Gewässerverbund mehrere Funktionen. 
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Landschafts- Siedlungsentwicklung Immissionsschutzgründe (Gastwirt­
planerisches schaft, Hof) sowie hoher Grundwasser-
Entwicklungsziel stand stehen im Osten bzw. Norden 

einer Siedlungsentwicklung entgegen. 
Eine Grünzäsur zwischen einzelnen 
Siedlungsteilen sollte erhalten bleiben. 

Verkehr Eine zusätzliche Erschließung ist nicht 
erforderlich. 

Landwirtschaft	 Größtenteils Vorrang für landwirtschaft­
liche Nutzung. Eine Förderung extensiver 
Nutzungsformen entlang von Gewässern 
sowie die Ausbildung von Pufferzonen 
ist wünschenswert. 

Forstwirtschaft	 Standortgerechte Baumarten insbe­
sondere entlang der Gewässer sind 
zu fördern. 

Erholung	 Förderung naturverträglicher Naher­
holungsmöglichkeiten durch Erschlie­
ßung mit Rundwegen für Wanderer und 
Radfahrer; Regelung des Zugangs und 
des Badebetriebs am Dießner Weiher. 

Zur Erhaltung und Förderung der Ver-
Sicherung des Natur- bundfunktion entlang der Gewässer 
haushalts sollten verstärkt Fördermöglichkeiten 

im Rahmen des Vertragsnaturschutzes 
angeboten werden. 

Abb. 25 Beispiel für eine Zusammenfassung der landschaftlichen Bestandsaufnahme und Bewertung anhand von 

ökologischen Raumeinheiten 
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Zu Teil D	 Konzeptionen, Ziele und Maßnahmen aus 
ortsplanerischer und landschaftsplanerischer Sicht 

6. 	 Konzeption mit Leitbild, Zielen und Maßnahmen 

6.0 	 Ortsplanerische und landschaftsplanerische Gesamtkonzeption 

(Leitbild) 

6.1	 Ortsplanerische Entwicklung 

6.1.1	 Bevölkerungs- und Ortsentwicklung (einschließlich Bedarfs­

ermittlung und Bauflächenpotenzialerhebung) 

6.1.2	 Wirtschaftliche Struktur und Entwicklung der gewerblich 

genutzten Flächen 

6.1.3	 Gemeinbedarf und Flächennutzungen im besiedelten Bereich 

6.1.4	 Innerörtliche Grünflächen und Grünzüge 

6.2	 Naturschutz und Landschaftspflege 

6.3	 Land- und Forstwirtschaft 

6.4	 Wasserwirtschaft 

6.5	 Erholung und Landschaft 

6.6	 Bodenschutz, Abgrabungen und Aufschüttungen 

6.7	 Verkehr 

6.8	 Energie- und Abfallwirtschaft/Ver- und Entsorgung 

6.9	 Sonstige Infrastrukturanlagen (z.B. Windkraftanlagen) 

Kapitel 6 enthält eine ausführliche Erläuterung und Begründung aller Leitlinien, Konzep­
tionen sowie ihre Umsetzung in Maßnahmen und zeichnerische Darstellungen. Das Kapitel 
beginnt mit einer textlichen und ggf. kartenmäßigen Darstellung einer ganzheitlichen Ent­
wicklungskonzeption aus ortsplanerischer und landschaftsplanerischer Sicht (Kapitel 6.0). 
Die Flächennutzungs- und Landschaftsplanung ist vielfach durch eine überlagernde Darstel­
lung gekennzeichnet. Daher sollen zu Beginn des Kapitels die getrennt voneinander heraus­
gearbeiteten Leitbilder von Orts- und Landschaftsplanung erläutert werden, die die Bedürf­
nisse der Gemeindebürger berücksichtigen. Mit den Leitbildern soll ein Rahmen geschaffen 
werden, in den sich die nachfolgenden detaillierten Maßnahmenvorschläge einfügen. 

Aus Bestandserfassung und -bewertung hergeleitet werden hier zu allen aufgeführten Flä­
chennutzungen – von der Siedlungsentwicklung bis zur Windkraftanlage – jeweils die aus 
der Regionalplanung und der Gesamtkonzeption entwickelten Leitbilder, Ziele und Maß­
nahmen vorgestellt. 

Die Kapitel 6.1 bis 6.9 enthalten keine landschaftliche Bestandsaufnahme. Diese befindet 
sich vollständig in Kapitel 7. Allenfalls werden Hinweise zu den landschaftsbezogenen 
Grundlagen des Wirtschaftens und Handelns gegeben. Beispielsweise können Zusammen­
hänge und Wechselwirkungen zwischen der Bevölkerungsstruktur/ Bevölkerungsentwicklung 
und der Entwicklung von Natur und Landschaft dargestellt werden. 

Wichtig ist der Bezug zum Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan. In diesem 
Kapitel werden alle dort vorkommenden Planzeichen vorgestellt, erläutert und begründet. 
Dabei müssen im Rahmen der nachrichtlichen Übernahme auch bestehende Schutzgebiete, 
Schutzzonen o.ä. mit dargestellt werden. 
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Im Hinblick auf die Umsetzung der dargestellten Maßnahmen sollten diese – soweit mög­
lich und sinnvoll – mit Prioritäten versehen werden. Eine Nennung von möglichen Maßnah­
menträgern sowie Hinweise zu Förderprogrammen für die Finanzierung der dargestellten 
Maßnahmen runden dieses Kapitel ab. 

Checkliste für die Landschaftsplanung: 

Formulierung eines sachlich, räumlich und ggf. zeitlich differenzierten landschaftlichen Leit­
bilds – orientiert an den Bedürfnissen der in der Gemeinde lebenden, arbeitenden und sich 
erholenden Menschen und bezogen auf die Landschaftseinheiten/Teilräume/ökologischen 
Raumeinheiten des Gemeindegebiets mit Aussagen über 

❑	 die landschaftsbezogenen Grundlagen des Wirtschaftens und des Handelns 
(z. B. Zusammenhänge und Wechselwirkungen zwischen Bevölkerungsstruktur/ 

Bevölkerungsentwicklung und der Entwicklung von Natur und Landschaft),
 

❑	 die anzustrebende Qualität der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft und Lebens-
räume für Pflanzen und Tiere, 

❑	 den anzustrebenden Erhalt und die Entwicklung von naturraumtypischen, naturbetonten 
und nutzungsbetonten Ökosystemen, 

❑	 die anzustrebende naturraumtypische und/oder kulturbedingte Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit von Natur und Landschaft einschließlich ihrer besiedelten Bereiche, 

❑	 die anzustrebende Entwicklung der freiraumbezogenen Erholung in ihren unter­
schiedlichen Intensitätsgraden. 

Einzeldarstellungen: 

Anforderungen im Zusammenhang mit der baulichen Nutzung 

❑	 Darstellung der landschaftsplanerisch bewerteten Bauflächen 
❑	 Darstellung von Bauflächen mit erhöhten landschaftsplanerischen Anforderungen 

(wie Retention, Klima, Arten und Biotopfunktion, Erholung, Landschaftsbild) 
❑	 Entwicklungsbereiche für Kompensationsmaßnahmen (wie Darlegung von Grundzügen 

und Abschätzung des Bedarfs) 
❑	 Darstellung von vorhandenen Bauflächen, in denen ökologische und gestalterische 

Maßnahmen erforderlich sind (z. B. Durchgrünung, Aufstellung von Grünordnungsplänen) 
❑	 Hervorhebung von Bereichen, in denen bei baulicher Entwicklung voraussichtlich eine 

spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erforderlich ist 

Ziele und Maßnahmen zu Flächen, die dem Schutz, der Pflege und der Entwicklung 

von Natur und Landschaft dienen 

❑	 Darstellung von Schutzgebietsvorschlägen (auch Änderungsvorschlägen) und Über­
prüfung wesentlicher Schutzziele 

❑	 Darstellung von Flächen für Biotopverbund 
❑	 Darstellung von Flächen, die von Erstaufforstungen freizuhalten sind 
❑	 Darstellung von zu entwickelnden Bereichen in Bezug auf das Landschaftsbild 
❑	 Darstellung von besonders bedeutsamen oder zu entwickelnden Bereichen in Bezug auf 

die historische Kulturlandschaft 
❑	 Darstellung von Flächen für mögliche Kompensationsmaßnahmen 
❑	 Darstellung der rechtlich verbindlichen Ausgleichs- und Ersatzflächen1 

❑	 Darstellung von Flächen für die naturnahe Waldentwicklung 

Die nachrichtliche Übernahme von Ausgleichsflächen aus rechtlich verbindlich genehmigten Eingriffen stellt eine Besondere Leistung dar. 
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Ziele und Maßnahmen zu sonstigen Schutzgebieten 

❑	 Darstellung geplanter sonstiger Schutzgebiete, z. B. Wasserschutzgebiete, 
Immissionsschutzgebiete 

Anforderungen an die Flächen für die Landwirtschaft 

❑	 Darstellung der Flächen mit besonderen Anforderungen an Art und Intensität der Nut­
zung (z. B. Arten- und Biotopschutz, Schutz des Grundwassers und von Oberflächenge­
wässern, Bodenschutz, Erhaltung historischer Kulturlandschaften, Erhaltung besonderer 
Standortbedingungen) 

❑	 Darstellung von Bereichen mit erhöhter Dichte an Kleinstrukturen bzw. Entwicklung 
solcher Bereiche 

❑	 Darstellung von Bereichen zur Extensivierung und zum Einsatz von Förderprogrammen 
❑	 Darstellung von Bereichen mit kleinklimatischer Ausgleichswirkung 

Anforderungen an die Waldentwicklung 

❑	 Darstellung von Waldflächen mit besonderen Erfordernissen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege (z. B. Stärkung der Schutzfunktionen wie Klima- oder Bodenschutz, 
Sonderstandorte, kulturhistorisch wertvolle Wälder) 

❑	 Darstellung von Aufforstungsgewannen 
❑	 Darstellung von Flächen, die von Erstaufforstungen freizuhalten sind 

Anforderung an die Wasserflächen 

❑	 Darstellung geplanter Wasserflächen, zu verbessernder Gewässerabschnitte 
(z. B. Öffnung verrohrter Gewässer) und von Wasserrückhaltebereichen 

❑	 Ziele aus Gewässerentwicklungsplanungen 

Ziele und Maßnahmen zu Grünflächen und Erholung 

❑	 Darstellung geplanter Grün- und Erholungsflächen 
❑	 Darstellung geplanter Hauptwander-, Reit- und Radwege 
❑	 Darstellung von Grün- und Freiflächen mit erhöhten Anforderungen (z. B. Arten- und 

Biotopfunktionen, gestalterische Einbindung, Gartendenkmalpflege, Schutz des Grund­
wassers und der Oberflächengewässer, kleinklimatische Ausgleichswirkung) 

❑	 Darstellung von Maßnahmen zur Steuerung der Erholungsnutzung 
❑	 Ermittlung des Bedarfs an Grün- und Erholungsflächen 

Anforderungen an die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder für die 

Gewinnung von Bodenschätzen 

❑	 Darstellung geplanter Vorhaben sowie Festlegung von Bereichen für die Biotopent­
wicklung bzw. für Folgenutzungen 

❑	 Darstellung von vorhandenen Anlagen, für die ökologische und gestalterische Maß­
nahmen erforderlich sind 

Anforderung an die Verkehrsflächen 

❑	 Darstellung und Bewertung geplanter Verkehrsanlagen 
❑	 Darstellung von vorhandenen Anlagen, für die ökologische und gestalterische Maß­

nahmen erforderlich sind 

Anforderungen an die Flächen für Ver- und Entsorgungsanlagen 

❑	 Darstellung geplanter Ver- und Entsorgungsanlagen (wie Deponien, Kläranlagen, 
Kraftwerke, Windkraftanlagen, Leitungstrassen, Solarfelder) 

❑	 Darstellung von vorhandenen Anlagen, für die ökologische und gestalterische Maß­
nahmen erforderlich sind 
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zu Teil E UMWELTBERICHT 

7. 	Umweltbericht 

7.1	 Kurzdarstellung der wichtigsten Ziele des Bauleitplans 

7.2	 Darstellung der in Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten 

umweltrelevanten Ziele und ihrer Begründung 

Detaillierte Informationen zur inhaltlichen Gestaltung des Umweltberichts enthält der Leit­
faden „Der Umweltbericht in der Praxis”. Die Inhalte des Umweltberichts und seine Gliede­
rung sind durch das Baugesetzbuch vorgegeben. Weiterhin ist zu beachten, dass nicht nur 
städtebauliche, sondern auch landschaftsplanerische Ziele prüfpflichtig sein können, sofern 
sie erhebliche positive oder negative Auswirkungen haben können. Diese werden unter Ziffer 
7.1 kurz beschrieben. Auf die ausführliche Darstellung in Kapitel 6 wird hingewiesen. In 
Kapitel 7.2 sind auch die Vorgaben aus der Regionalplanung und die fachgesetzlichen Ziele 
zu benennen, sofern sie in Bezug zu den prüfpflichtigen Inhalten stehen. So ist z. B. bei 
erheblicher Betroffenheit der Bevölkerung durch Lärm bei Verwirklichung der Planung die 
Immissionsschutzgesetzgebung zu berücksichtigen. 

Bei der Ausarbeitung des Umweltberichts ist auch zu beachten, dass dieser für sich allein 
verständlich und lesbar sein muss. Verweise sollten daher möglichst vermieden oder auf ein 
Mindestmaß beschränkt werden. 

Checkliste für die Landschaftsplanung: 

❑	 Ziele der Bauleitplanung mit erheblichen positiven oder negativen Auswirkungen auf die 
Umwelt 

❑	 Fachgesetzliche Ziele einschließlich regionalplanerischer Aussagen und Vorgaben aus 
Verordnungen mit Bezug zu den zu prüfenden Inhalten mit erheblichen Auswirkungen 

7.3	 Beschreibung des Bestandes und Bewertung 

(einschl. thematischer Karten) 

7.3.1	 Schutzgut Boden 

7.3.2	 Schutzgut Wasser 

7.3.3	 Schutzgut Klima und Luft 

7.3.4	 Schutzgut Tiere und Pflanzen (Biologische Vielfalt) 

7.3.5	 Schutzgut Landschaft 

7.3.6	 Schutzgut Mensch (ggf. Zuarbeit durch Fachgutachten) 

7.3.7	 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Kapitel 7.3 enthält alle Informationen zu den Schutzgütern flächendeckend für das Gemein-
degebiet einschließlich der hierzu im Rahmen der Landschaftsplanung erstellten Themen­
karten. Vor diesem Hintergrund sind alle Prüfinhalte zu beurteilen. Weiterhin stellt dieses 
Kapitel ein „Nachschlagewerk” für den interessierten Bürger dar, auf das bei der Beschrei­
bung des Ziel- und Maßnahmenkonzeptes in Kapitel 6 verwiesen werden kann. Sollten beim 
Schutzgut Mensch Fachgutachten z. B. zum Lärmschutz eingearbeitet werden, dann sind 
diese gesondert zu vergütende Besondere Leistungen. Die nachstehenden Unterpunkte-
Aufzählungen in der Checkliste sind nicht immer alle zu bearbeiten. Ob und welche zutref­
fen, ist im Einzelfall zu prüfen. Die Darstellung hat flächendeckend für das Gemeindegebiet 
zu erfolgen. 
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Checkliste der Landschaftsplanung: 

Bestandsbeschreibung und Bewertung der Empfindlichkeit, z. B. 

❑	 Schutzgut Boden 
–	 Bodenarten, 
–	 Flächen mit besonderen Bodenfunktionen (z. B. natürliche Ertragsfähigkeit,
 

Retentions- und Rückhaltevermögen, Puffervermögen oder Archivfunktion),
 
–	 erosionsgefährdete Bereiche, 
–	 Bereiche mit besonderen Bodenbelastungen, 
–	 Geotope (nachrichtliche Übernahme aus Geotopkataster), Auswertung der Schutz­

vorschläge, 
–	 Bodenschutzwald, 
–	 Flächen, die potenziell zur Rohstoffgewinnung von Bedeutung sind (nachrichtliche 

Übernahme von Vorrang- und Vorbehaltsflächen aus dem Regionalplan). 

❑	 Schutzgut Wasser 
–	 Vorhandene Wasserflächen (Still- und Fließgewässer), Wasserrückhaltebecken, 

bedeutsame Quellen, 
–	 Zustand der Still- und Fließgewässer und der Gewässergüte, 
–	 Aussagen von Gewässerpflegeplanungen, 
–	 Bereiche mit hohem natürlichem Grundwasserstand, 
–	 Wasserschutzgebiete (nachrichtliche Übernahme), 
–	 Überschwemmungsgebiete (nachrichtliche Übernahme), 
–	 Retentionsräume. 

❑	 Schutzgut Klima/Luft 
–	 Frisch- und Kaltluftentstehung, 
–	 Luftaustausch (Frischluft- und Kaltluftbahnen), 
–	 bioklimatisch oder lufthygienisch besonders belastete Bereiche. 

❑	 Schutzgut Tiere und Pflanzen (Biologische Vielfalt) 
–	 Arten- und Lebensräume (Auswertung ABSP, ASK sowie weiterer fachlicher Unter­

lagen z. B. ABSP-Umsetzungsprojekte, BayernNetzNatur-Projekte, Fachgutachten) im 
besiedelten und unbesiedelten Bereich, 

–	 Biotopkartierung (mit aktueller Überprüfung), 
–	 schutzwürdige Lebensräume mit örtlich, (über)regional und landesweit bedeutsamen 

Arten und Lebensgemeinschaften1, 
–	 ökologisch wertvolle Flächen wie Raine, Dorfweiher u. a. Kleinstrukturen – soweit sie 

im Landschaftsplan darstellbar sind, 
–	 Hinweise zu bzw. Kennzeichnung von gesetzlich geschützten Biotopen, wie Feucht-, 

Mager- und Trockenstandorten, ökologisch wertvollen Überschwemmungsbereichen, 
Auwäldern etc.2, 

–	 Hecken, Feldgehölze und -gebüsche etc., 
–	 Darstellung von Schutzgebieten nach Naturschutzgesetz, inkl. Natura 2000-Gebieten 

(nachrichtliche Übernahme), 
–	 Wiesenbrütergebiete, 
–	 Hinweise auf nachgewiesene bzw. wahrscheinliche Vorkommen europäischer Vogel-

arten oder in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführter Arten3. 

1 Flächenscharfe Darstellung der Standorte bzw. Lebensstätten ausgewählter Tier- und Pflanzenarten, insbesondere bei absehbaren land­
schaftsverändernden Vorhaben (z.B. Straßenbau, Flurneuordnung), stellt eine Besondere Leistung dar und ist daher im Rahmen der Land­
schaftsplanung nicht zu erbringen. 

2 Eine flächenscharfe Abgrenzung und Beschreibung der gesetzlich geschützten Biotope stellt eine Besondere Leistung dar und ist im 
Rahmen der Landschaftsplanung nicht zu erbringen. 

3 Eine flächenscharfe Aussage und Kartierung zum Vorkommen europäischer Vogelarten oder Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie stellen 
eine besondere Leistung dar. 
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Abb. 26	 Ausschnitt aus einer Themenkarte Arten und Lebensräume, Schutzgebiete: kartierte Biotope (rot), 

Angaben zum ABSP (blau), Wiesenbrüterflächen, Natura 2000-Gebiete (lila). 

❑	 Schutzgut Landschaft 
–	 Erlebnisqualität der Landschaft im besiedelten und unbesiedelten Bereich, bezogen 

auf Landschaftsteilräume; Kriterien sind insbesondere: Vielfalt (Reliefvielfalt, Rand­
strukturen …), Eigenart (kulturhistorisch bedeutsame Substanz, prägnante kultur­
historische Nutzungsformen …) und Schönheit (ganzheitliche Betrachtung, z. B. durch 
Analyse und subjektive Bewertung des Musters der Landschaftselemente), 

–	 Darstellung ausgewählter, für das Landschaftserleben besonders wirksamer Struk­
turen und Elemente. 

❑	 Schutzgut Mensch 
Darstellung der vorhandenen, freiraumbezogenen Erholungsnutzung: 
–	 vorhandene Flächen für freiraumbezogene Erholung (ortsnahe Erholungsbereiche, 

allgemein nutzbare öffentliche Grünflächen im Siedlungsbereich), 
–	 Grün- und Freiflächen mit besonderer Zweckbestimmung (Friedhöfe, Kleingärten, 

Sportanlagen …), 
–	 Erholungswald, 
–	 vorhandene Freiraumverbindungen (z. B. Fuß- und Radwege, Grünzüge und 


-verbindungen),
 
–	 Beurteilung der vorhandenen Flächen und Freiraumverbindungen im Hinblick auf 

mögliche Einschränkungen ihrer Benutzbarkeit (z. B. Lärm, Freileitungen, Gerüche) 
und ihrer Zugänglichkeit, 

–	 Beurteilung der Erholungsflächen und -nutzungen hinsichtlich ihrer Auswirkung auf 
die Schutzgüter, 

–	 Darstellung von Nutzungskonflikten mit der Erholung (z. B. Landwirtschaft,
 
empfindliche Biotope, störungsempfindliche Tierarten),
 

–	 Darstellung von Belastungen (sofern Fachgutachten vorliegen, zum Beispiel zu Lärm, 
Elektrosmog, Erschütterung)1. 

1 Die Einarbeitung von gesonderten Gutachten ist in der Regel eine Besondere Leistung. 

❑	 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
–	 Bodendenkmäler, 
–	 Kulturdenkmale in der Landschaft, z. B. Kapellen, 
–	 historische Kulturlandschaftselemente, 
–	 Geotope. 
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7.4 Bewertung möglicher Umweltauswirkungen durch die Planung 

7.5 Wechsel- und Summenwirkungen 

7.6 Europarechtliche Anforderungen an den Arten- und Gebietsschutz 

7.6.1 Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten 

7.6.2 Hinweise zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) 

7.7 Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Die in den Kapiteln 7.4 und 7.5 im Umweltbericht geforderten Leistungen sind Besondere 
Leistungen nach HOAI. Form und Inhalte der in der Regel tabellarischen Aufbereitung sind 
detailliert und mit Beispielen im Leitfaden zum Umweltbericht beschrieben (a.a.O. Seite 27 ff). 

Im Rahmen der kommunalen Bauleitplanung sind sowohl die naturschutzrechtlichen Anfor­
derungen des speziellen Artenschutzes als auch die Auswirkungen auf das Schutzgebiets-
netz Natura 2000 zu beachten. Da die artenschutzrechtlichen Regelungen grundsätzlich 
flächendeckend gelten, ist es wichtig, frühzeitig auf die Bereiche hinzuweisen, in denen 
Konflikte durch die Bauleitplanung oder andere Vorhaben entstehen können, und diese zu 
kennzeichnen. Darüber hinaus ist die mögliche Betroffenheit von Natura 2000-Gebieten mit 
ihren jeweiligen Erhaltungszielen zu überprüfen. Aufgrund des Umgebungsschutzes gilt 
dies auch dann, wenn Vorhaben, die außerhalb von Natura 2000-Gebieten liegen, diese 
beeinträchtigen können. 

Ziel ist es, Doppelarbeiten, insbesondere bei der Datenerhebung, zu vermeiden und wich­
tige Grundlagen für nachfolgende Bebauungsplan- und Baugenehmigungsverfahren bereit 
zu stellen. Damit soll insgesamt zu einer Koordinierung und Beschleunigung der Verfahren 
beigetragen werden. Weiterhin ist frühzeitig auf eine Prüfpflicht, d.h. eine spezielle arten­
schutzrechtliche Prüfung (saP) oder eine FFH-Verträglichkeitsprüfung, hinzuweisen, um 
mögliche Genehmigungshürden zu vermeiden. Es ist darzustellen, in welchen Bereichen 
die naturschutzrechtlichen Belange weder durch Kompensationsmaßnahmen überwunden 
werden können noch einer bauleitplanerischen Abwägung zugänglich sind. Vergleichbar mit 
einer Raumempfindlichkeitsanalyse kann so der Planungsprozess für Vorhaben unterstützt 
werden. 

Checkliste für die Landschaftsplanung: 

❑	 Hinweise auf wahrscheinlich konfliktreiche Planungsstandorte und -räume, 
❑	 Auswertung der Ergebnisse von FFH-Verträglichkeitsprüfungen bezogen auf Arten des 

Anhangs I und Anhangs II der FFH-Richtlinie bzw. von speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfungen bezüglich relevanter Vorkommen europäischer Vogelarten bzw. Arten des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie. 

❑	 Darstellung geeigneter Flächen für artenschutzrechtliche Kompensationsmaßnahmen 
bzw. Maßnahmen zur Fortführung der ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen im 
Rahmen des Artenschutzes)1 

1 Die genannten Leistungen sind keine Grundleistungen. 
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7.8 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 

7.8.1 Vermeidung und Verringerung 

7.8.2 Ausgleich 

Die Themen Vermeidung, Verringerung und Ausgleich gehören zu den Kernaufgaben der 
Landschaftsplanung. Die Ergebnisse aus dem Planungsprozess werden im Kapitel 7.8 ein­
gefügt. Zu diesem Themenbereich können der Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und 
Landschaft“ sowie ein gesondertes Merkblatt des Landesamts für Umwelt (Nr. 3.5 „Ein­
griffsregelung auf der Ebene der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung”) herangezogen 
werden. Letzteres geht näher auf das planungsmethodische Vorgehen ein und stellt weitere 
Praxisbeispiele vor. Die methodische Bearbeitung, der Text und die Plandarstellungen sind 
in diesem Merkblatt differenziert dargestellt. 

Checkliste für die Landschaftsplanung: 

❑	 überschlägiger Bedarf der Ausgleichsflächen in Hektar, 
❑	 Darstellung und Beschreibung geeigneter Ausgleichsräume, ggf. als Grundlage für ein 

Ökokonto, 
❑	 Darstellung und Beschreibung geeigneter Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 

von Eingriffen bzw. Beeinträchtigungen. 

7.9 Alternative Planungsmöglichkeiten 

Im Rahmen des städtebaulichen und landschaftsplanerischen Planungsprozesses werden in 
der Regel eine Vielzahl von alternativen Planungsmöglichkeiten und Maßnahmen entwickelt, 
diskutiert und viele wieder verworfen. Die Entwicklung von Alternativen ist ein Bestandteil 
jedes Planungsprozesses. Die Zusammenstellung und die ausführliche schriftliche Begrün­
dung, warum einzelne Alternativen ausgeschieden sind, stellen Besondere Leistungen dar, 
die gesondert, d. h. über die Grundleistungen des Landschaftsplans hinaus, zu vergüten sind. 
Weitere Informationen und Beispiele sind im Leitfaden „Umweltbericht in der Praxis“ ent­
halten. Dargestellt werden nur die wichtigsten Alternativen. 

7.10 Methodisches Vorgehen und Schwierigkeiten 

7.11 Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) 

8 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Diese Teilleistungen des Umweltberichts sind alle den Besonderen Leistungen zuzuordnen, 
die über die Grundleistungen der Landschaftsplanung hinaus erbracht werden müssen. Zu 
beachtende methodische Hinweise enthält der Leitfaden „Der Umweltbericht in der Praxis”. 
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4. Darstellung der Inhalte in Plänen und Karten (Planteil)
 

Differenzierung in 
Themenkarten 
überprüfen 

Visualisierung von 
Bewertung und Leit­
vorstellungen prüfen 

Die Ebene der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung ist gekennzeichnet durch eine mehr­
schichtige Aussageform, das heißt eine Überlagerung verschiedener Signaturen. Dies bedeutet 
für den Betrachter, dass er die Aussagen und Konsequenzen sich überlagernder Informationen 
zusammenführen muss. Ein Beispiel dafür ist die Darstellung einer Fläche für die Landwirt­
schaft, die im Überschwemmungsgebiet liegt und gleichzeitig auch einen wichtigen Lebens­
raum für Wiesenbrüter darstellt. In diesem Fall liegen in der integrierten Planfassung drei ver­
schiedene Darstellungen übereinander. Es gehört daher zu den Herausforderungen auf dieser 
Planungsebene, trotz der vielen Überlagerungen lesbare und transparente Pläne zu erstellen. 
Aus diesem Grund muss sorgfältig überlegt und abgewogen werden, welche Informationen in 
die Karte „Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan“ übernommen und welche in 
Themenkarten dargestellt werden können. Darüber hinaus gehören zur textlichen Begründung 
auch weitere Plandarstellungen, die Ergebnisse der Bestandsaufnahme, Konflikte oder thema­
tische Planungen zusammenfassen (vgl. Abb. 27). Grundsätzlich können drei Ebenen unter­
schieden werden: 

1.	 Plandarstellungen zur schutzgutbezogenen Bestandsaufnahme mit Bewertung, ggf. mit 
Konfliktanalyse (Themenkarten in der Begründung), 

2.	 Plandarstellungen zur zusammenfassenden Bewertung und zu Leitbildern (Themen- bzw. 
Leitbildkarten in der Begründung), 

3. 	Plandarstellungen zur integrierbaren Planfassung (Vorentwurf des Landschaftsplans). 

Die Ergebnisse der Bestandsaufnahme werden u. a. in Form von Themenkarten aufbereitet 
(Beispiel siehe Abb. 26). Themenkarten können zusammengefasst werden, wenn es die Plan­
inhalte zulassen. Darüber hinaus lassen sich dabei auch Bewertungen und Konflikte zu einzel­
nen Schutzgütern mit darstellen. So macht es Sinn, in der Themenkarte „Erholung“, in der alle 
Wander- und Radwege dargestellt sind, auch aufzuzeigen, wo wichtige Wegeverbindungen 
fehlen. 

Die Plandarstellungen zur zusammenfassenden Bewertung und zu den Leitbildern dienen dazu, 
die Ergebnisse der Bestandsaufnahme schutzgutübergreifend und querschnittorientiert zu­
sammenzufassen und die Ziele der landschaftsplanerischen Konzeptionen zu visualisieren. Dies 
kann auf unterschiedliche Weise, zum Beispiel in Form eines landschaftsplanerischen Gesamt­
konzepts, einer Raumwiderstandsanalyse oder kartografischer Darstellungen zu den ökologi­
schen Raumeinheiten bzw. Landschaftseinheiten erfolgen. Darüber hinaus kann es auch sinn­
voll sein, einzelne wichtige Zielsetzungen, wie etwa den Biotopverbund und das diesem 
zugrunde liegende Leitbild, gesondert darzustellen. 
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Bei den Darstellungen zum Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan gibt es ver­
schiedene Arten von Informationen, solche 

· die nach § 5 Abs. 3 und 4 BauGB gekennzeichnet oder nachrichtlich übernommen werden 
müssen (z. B. Überschwemmungsgebiete, Vorbehaltsgebiete), 

·  die durch den Landschaftsplaner erhoben wurden (z. B. aktuelle Waldabgrenzung), und 
· die planerische Maßnahmen beschreiben. 

In jedem Einzelfall sollte kritisch überprüft werden, welche Informationen, die im Rahmen der 
Bestandsaufnahme erhoben wurden, in den integrierten Planentwurf aufgenommen werden 
sollen. So kann es etwa genügen, das Netz an Rad- und Wanderwegen nur in einer Themen­
karte darzustellen. Vielfach können auch die Ziele und Maßnahmen für einzelne Schutzgüter 
besser in einer Themenkarte dargestellt werden. Ein typisches Beispiel ist eine Themenkarte 
zum geplanten Biotopverbund von Feuchtbiotopen, Gehölzlebensräumen und Magerstandor­
ten. Während ein landschaftsplanerisches Gesamtkonzept in jedem Fall zu erarbeiten ist, sind 
die Anzahl und die Inhalte möglicher zusätzlicher Plandarstellungen (Themenkarten) im Einzel­
fall zu entscheiden (vgl. Abb. 27). Die nachstehende Abbildung stellt die oben beschriebenen 
Ebenen der Plandarstellung in einer Übersicht vor. 

1. Schutzgutbezogene Bestandsaufnahme mit Bewertung, 

ggf. mit Konfliktanalyse (Beispiele): 

2. Zusammenfassende Bewertung und Leitbilder (Beispiele) 

3. Plandarstellungen zur integrierbaren Planfassung 

(Vorentwurf des Landschaftsplans) 

Themenkarte: 
Klima, Luft, 
Immissionen 

Themenkarte: 
Wasser 

Themenkarte: 
Boden 

Themenkarte: 
Geologie 

Themenkarte: 
Landschaftsbild 

Themenkarte: 
Erholung 

Darstellungen des Landschaftsplans zur Integration in den Flächennutzungsplan 

Themenkarte: 
Arten und Lebensräume, 
Schutzgebiete 

Themenkarte: Landschafts­
geschichte, historische 
Kulturlandschaft 

Leitbild: 
Gewässerverbund 

Leitbild: 
…… 

Leitbild: 
Biotopverbund 

Leitbild: 
Erholungsplanung 

Landschaftsplanerisches 
Gesamtkonzept/Leitbild 

Zusammenfassende Bewertung, 
ggf. mit Konfliktanalyse 

Abb. 27 Plandarstellungen im Rahmen der Landschaftsplanung – gegliedert nach Ebenen entsprechend dem 

Planungsprozess 
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5. Planzeichen und Darstellungsmethodik 


Planzeichenverordnung 
beachten 

Planungshilfen für die
 
Landschaftsplanung
 

Grundlage für die Darstellungen im Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan ist 
die Planzeichenverordnung1. Sie ist grafisch so aufgebaut, dass sie einerseits mit Hilfe von 
Farben, andererseits mit Hilfe von Schwarz-Weiß-Signaturen und Buchstaben, Informationen 
für Flächen, Linien und Punkte vermittelt. Vorteil dieser Darstellung ist die Lesbarkeit der Pläne 
auch in einer Schwarz-Weiß-Kopie des farbigen Plans. Für alle einschlägigen CAD- und GIS-
Programme zur Flächennutzungs- und Landschaftsplanung steht eine digitale Fassung zur Ver­
fügung. Mit Hilfe der Symbole und Signaturen der Planzeichenverordnung können erfahrungs­
gemäß etwa zwei Drittel aller erforderlichen Inhalte des Flächennutzungsplans mit integriertem 
Landschaftsplan vermittelt werden. 

Die Legende des Flächennutzungsplans mit integriertem Landschaftsplan ist jedoch offen für 
weitere Planzeichen, die nicht in der Planzeichenverordnung enthalten sind und die dazu bei­
tragen sollen, vor allem landschaftsplanerische Ziele und Maßnahmen aufzunehmen. In der 
Vergangenheit hat diese Möglichkeit teilweise zu einer Überfrachtung der Pläne mit einer Viel­
zahl von Darstellungen geführt, andererseits wurden durch die vielen individuellen Darstellun­
gen auch die Vergleichbarkeit und Lesbarkeit der Pläne eingeschränkt. 

Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) hat im Bemühen um eine Vereinheitlichung dieser Plan­
zeichen im Jahr 2000 eine Broschüre („Planzeichen für die örtliche Landschaftsplanung“) her­
ausgegeben, die unter Berücksichtigung der Computergrafik mögliche Darstellungen für den 
Landschaftsplan enthält. Die Grundproblematik der häufigen Überfrachtung von Plänen mit Sym­
bolen und Zeichen und der oft schlechten Lesbarkeit wurde dadurch aber nicht gelöst. Dies gilt 
umso mehr, als die Darstellungen in der genannten Broschüre nur Vorschlagscharakter haben, 
viele Büros jedoch bereits ihre eigene Plangrafik entworfen haben, wodurch auch die Vergleich­
barkeit der verschiedenen Pläne untereinander leidet. Auch haben sich seit dem Erscheinen der 
Broschüre die Möglichkeiten computergestützter Grafik wesentlich weiterentwickelt. 

Eine weitere Grundlage für geeignete Darstellungen im Landschaftsplan stellen die Planungs­
hilfen für die Landschaftsplanung des Bayerischen Landesamtes für Umwelt (LfU) dar. Sie ent­
halten themen- oder schutzgutbezogen auch Empfehlungen für die Darstellung verschiedener 
Inhalte im Plan. Die Planungshilfen werden fortlaufend aktualisiert. 

Vor diesem Hintergrund konzentriert sich der vorliegende Leitfaden vor allem darauf, allgemeine 
Grundprinzipien für die integrierte Planfassung zu vermitteln. Neben den üblichen Anforderun­
gen an Planzeichen wie Sinnhaftigkeit, einheitliche grafische Sprache usw. gibt es weitere spe­
zifische Aspekte zu beachten. Nachstehend sind diese Grundsätze beschrieben und Beispiele 
dazu dargestellt. 

Damit die Landschaftspläne gut lesbar bleiben, ist auch zu prüfen, ob nicht Teilaussagen in den 
Themenkarten dargestellt werden können. 

1 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 –PlanzV 90) vom 18.12.1990, 
BGBl.1991 I S.58) 
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Grundprinzip 1: Planzeichenverordnung beachten und ggf. adaptieren 

Zunächst sollte unbedingt die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) auf ihre Anwendbarkeit bzw. 
Eignung genau überprüft werden. Sollte ein neues Symbol erforderlich werden, sind vorrangig 
die Symbole und Grafiken der Planzeichenverordnung zu modifizieren. 

Beispiele: 
In der Planzeichenverordnung haben Schutzgebiete eine charakteristische Außenlinie. Die Unter­
scheidung der Schutzgebiete erfolgt durch Buchstaben in einem Kreis. Im vorliegenden Fall 
befindet sich im Gemeindegebiet im Hochgebirge ein Wildschutzgebiet, für das es keine Dar­
stellung in der Planzeichenverordnung gibt. Es wird daher die Randsignatur der Schutzgebiete 
übernommen und durch Buchstaben (WS) in einem Kreis die besondere Kategorie dargestellt. 

Öffentliche Grünflächen weisen zahlreiche Nutzungen auf. Nicht immer reichen dafür die gege­
benen Vorlagen der Planzeichenverordnung aus. Das Beispiel zeigt eine öffentliche Grünfläche 
an einer Uferzone, die als Ausgangspunkt für Wassersport und Wasserskilaufen dient. Für die­
se spezielle Nutzungsform einer öffentlichen Grünfläche wird ein neues Symbol eingetragen: 
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Grundprinzip 2: Anzahl neuer Symbole und Planzeichen beschränken 

Im Sinne lesbarer und kurzer Legenden ist auch eine Beschränkung der Anzahl an unterschied­
lichen Planzeichen anzustreben. Hierfür gibt es, wie die Beispiele zeigen, unterschiedliche 
Möglichkeiten. 

Beispiele: 
An Stelle einer eigenen Signatur für Flurdurchgrünung, für die Gehölzpflanzung an Gewässern 
bzw. für die Ergänzung von Alleen mit Einzelbäumen können die Maßnahmen auch unmittelbar 
durch Darstellung von zu pflanzenden Gehölzen vermittelt werden (siehe auch Grundprinzip 3). 
Dies erhöht die Lesbarkeit von Plänen wesentlich, da der Betrachter nur eine Grafik statt ver­
schiedene Darstellungen „lernen“ muss: 

Auch kleine Textblöcke im Plan können, wenn sie nicht viel verdecken, für den Betrachter eine 
Hilfe sein und die Lesbarkeit verstärken. Beispiel sind etwa Flächen für Waldentwicklung: 
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Grundprinzip 3: Umsetzbare und lagegetreue Darstellung 

Ziel der Landschaftsplanung in Bayern sind gut umsetzbare Pläne. Hierzu kann die Plangrafik 
einen wesentlichen Beitrag leisten, indem möglichst lagegenaue Planzeichen verwendet werden. 
Allgemeine Symbole sollten nur dort zum Einsatz kommen, wenn eine lagegenaue Darstellung, 
wie etwa bei einem Wildgehege, nicht geeignet ist, oder wenn prinzipielle Verbesserungen, wie 
z.B. bei der Flurdurchgrünung eines größeren Landschaftsausschnitts oder einer umfangreichen 
Gewässerrenaturierung, angeregt werden sollen. 

Beispiele: 
Eine wesentliche Hilfe sind dabei möglichst konkrete Darstellungen. Beispiel hierfür sind Ab­
baugrenzen, geplante Baumpflanzungen, neue Wegeverbindungen, Bereiche, in denen Orts­
randeingrünungen erforderlich sind, usw. 

Geplantes Kiesabbaugebiet (parzellenscharfe Darstellung) 

Gewässerrenaturierung (parzellenscharfe Darstellung nicht möglich) 
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ND 

bestehende Gehölze (Bäume und Sträucher) 

Erhaltung und Ersetzung im Falle von Verlust 

geplante Gehölze 

als Uferbegleitgehölze, als Eingrünung von Bauwerken, zur Markierung 
wichtiger Wegeverbindungen (Einzelbäume, Baumreihen und -gruppen) 

bestehendes Naturdenkmal 

1 Hain und Baumreihe am Wiesenweg 
2 Lindenallee zwischen Kriegerdenkmal und Sommerkeller 

geplantes Naturdenkmal 

1 Buchen im Sommerwald 
2 Eiche am Heideweg 
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Grundprinzip 4: Differenzierung von Ziel- und Maßnahmendarstellungen 

Der Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan enthält Darstellungen, die eine 
grundsätzliche Zielaussage des Plans betreffen, und solche, die auf die Umsetzung konkreter 
Maßnahmen abzielen. Bei grundsätzlichen Zielsetzungen, wie der Darstellung zu einem Wohn­
gebiet mit erforderlicher Ortsrandeingrünung, in einem Bereich, in dem bisher landwirtschaft­
liche Nutzung stattfindet, muss nicht zwischen Bestand und Planung unterschieden werden. 
Gleiches gilt auch für übergeordnete landschaftsplanerische und städtebauliche Ziele wie die 
Freihaltung von Frischluftschneisen oder die Darstellung von Grünzügen, die ein Zusammen­
wachsen von Ortsteilen verhindern sollen. 

Beispiel: 
Verhinderung eines Zusammenwachsens von Ortsteilen durch „Trenngrün” (grüne Zickzacklinie) 

Demgegenüber wird die Lesbarkeit eines Plans im Hinblick auf punktuelle umsetzungsbezo­
gene Inhalte wesentlich verbessert, wenn Darstellungen zum Bestand und zur Planung unter­
schieden werden. So erleichtert die Unterscheidung von bestehenden und geplanten Bäumen 
die Umsetzung. Auch bei Verlagerung oder vorgeschlagener Neuabgrenzung von Schutzgebie­
ten ist die Unterscheidung von Bestand und Planung hilfreich. 

Beispiel: 

Seite 70 Kommunale Landschaftsplanung in Bayern 



L_Landesplanung_2_CIneu  21.10.2010  11:56 Uhr  Seite 71

Grundprinzip 5: Komplexe Inhalte nicht durch aufwändige Grafiken umsetzen 

Umsetzungsorientierte landschaftsplanerische Maßnahmen zeichnen sich vielfach durch einen 
schutzgutübergreifenden Charakter aus. So kann ein und dieselbe Maßnahme eine Wirkung für 
verschiedene Schutzgüter besitzen. Weiterhin gibt es gerade bei der Formulierung von Maß­
nahmen viele Fälle, in denen ein spezifisches Symbol nicht passt und eine individuelle, der 
Situation angepasste Beschreibung angebracht wäre. In diesen Fällen ist es besser, auf ein 
numerisches System an Maßnahmendarstellungen im Plan zurückzugreifen (z. B. M1 für Maß­
nahme 1, M2 für Maßnahme 2 usw.), als jeweils neue Symbole zu entwickeln. 

Beispiel: 
Anstelle der drei Symbole für 
a) Erosionsschutzmaßnahme erforderlich, 
b) Flurdurchgrünung und 
c) Biotopverbund stärken, 

wird im Plan ein kleiner Kasten mit M02 dargestellt. Die Maßnahmenbeschreibung in der 
Legende („M02: Hangparallele Heckenpflanzung als Erosionsschutz und zur Verbesserung des 
Biotopverbunds.“) wird der speziellen Situation besser gerecht als drei verschiedene Symbole. 

6. Informationsgrundlagen 

Für die Landschaftsplanung in Bayern wird von den Fachbehörden eine Vielzahl von Informatio­
nen zur Verfügung gestellt. Das Bayerische Landesamt für Umwelt wird diese auf einer eigenen 
Webseite für die Landschaftsplanung (www.landschaftsplanung.bayern.de) zusammenstellen. 
Sie gibt einen Überblick über die Fachinformationen und Datenquellen, die in Bayern für die 
Landschaftsplanung regelmäßig zur Verfügung stehen. Die Zusammenstellung erfolgt schutzgut­
bezogen. Welche Daten jeweils herangezogen werden sollten, ist im Einzelfall zu entscheiden. 
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7. Glossar
 

Abwägung in der Das Abwägungsgebot nach § 1 Abs. 7 BauGB verlangt bei der Aufstellung von Bauleitplänen von 
Bauleitplanung der Gemeinde, die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 

abzuwägen. Gegenstand dieser Abwägung sind nach § 1a Abs. 3 BauGB auch die Belange des 
Umweltschutzes, darunter auch die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe 
in Natur und Landschaft gemäß der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. 

Aufforstungsgewann Ist eine solche Fläche im gültigen Flächennutzungsplan abgegrenzt, ist eine Waldbegründung 
nicht mehr genehmigungspflichtig, sondern nur mehr anzuzeigen (Art. 16 
Abs. 4 BayWaldG). 

Aufstellung des Bei diesem Begriff handelt es sich um einen Sammelbegriff, der sämtliche Formen der Auf-
Flächennutzungs­ stellung umfasst, wie etwa die Neuaufstellung eines Flächennutzungsplans in Gemeinden, die 
plans (FNP) noch keinen Flächennutzungsplan haben, die Änderung nach 15 Jahren oder die sonstige 

Änderung eines Flächennutzungsplans. In jedem Fall fasst die Gemeinde zu Beginn einen 
sogenannten „Aufstellungsbeschluss“. 

Arten- und Biotop- Fachkonzept des Naturschutzes und der Landschaftspflege, das die Vorkommen bedeutsamer 
schutzprogramm Arten und Biotope darstellt und bewertet sowie Ziele, Maßnahmen und Wege zu deren Schutz, 
(ABSP) Pflege und Entwicklung enthält. 

Ausgleichsmaß- Maßnahmen nach § 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG, die erforderlich sind, um die durch einen Eingriff 
nahme verursachten Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft auszugleichen. Das BauGB fasst 

Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zusammen (vgl. § 200a BauGB). 

Baugesetzbuch Enthält als Bundesgesetz u. a. Vorschriften zur Bauleitplanung, Bodenordnung (insbesondere der 
(BauGB) Umlegung von Flächen), Erschließung sowie zu städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungs­

maßnahmen. 

Bauleitplanung Im Baugesetzbuch geregeltes Verfahren in der Planungshoheit der Gemeinden, um die örtliche 
Entwicklung vorausschauend zu ordnen. Die Bauleitplanung regelt die Vorbereitung und Ausge­
staltung der baulichen und sonstigen Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde. Unterschie­
den werden der Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan und der Bebauungsplan 
als verbindlicher Bauleitplan. 

Bayerisches In Bayern geltende Vorschriften über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die 
Naturschutzgesetz Erholung in der freien Natur. 
(BayNatSchG) 

Bebauungsplan Im Bebauungsplan sind für Teilbereiche der Gemeinde die rechtsverbindlichen Festsetzungen 
für die städtebauliche Ordnung enthalten. Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungs­
plan zu entwickeln. 

Besondere Leistungen Leistungen des Planers, die über die Grundleistungen der Honorarordnung (HOAI) hinausgehen. 

Bewertung, fachlich Einschätzung der Schutzgüter und ihrer Wechselwirkungen nach Zustand und Bedeutung. Da­
bei werden der Bestand (Ist-Zustand) wie auch der Planfall mit seinen zu erwartenden Auswir­
kungen auf die Schutzgüter betrachtet. Die Bewertung erfolgt anhand eingeführter Methoden. 
Die Bewertungsmaßstäbe fußen in der Regel auf einschlägigen Fachnormen oder Grenzwerten, 
z. B. beim Immissionsschutz, allgemein anerkannten Umweltqualitätszielen und dem natur­
schutzfachlichen Leitbild für den Planungsraum. 
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Lebensraum einer Lebensgemeinschaft wild lebender Tiere und Pflanzen (§ 7 Abs. 2 Nr. 4 Biotop 

BNatSchG). 

Die Billigung bedeutet, dass der Gemeinderat per Beschluss erklärt und anerkennt, dass das Billigung 

Planwerk seinen Vorstellungen und Zielen entspricht. 

Regelwerk des Bundes für den Naturschutz und die Landschaftspflege. Bundesnaturschutz­

gesetz (BNatSchG) 

Veränderungen der Geländegestalt, der Nutzung von Grundflächen oder des mit der belebten Eingriff 

Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts und das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können. 

Der Begriff umfasst alle Maßnahmen, die erforderlich sind, um die natürlichen Lebensräume in Erhaltung 

einem günstigen Erhaltungszustand zu erhalten oder diesen wiederherzustellen. 

Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, Richtlinie der Europäischen Union vom 21. Mai 1992 zur Erhal­ FFH-Richtlinie 

tung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (92/43/EWG). 

Nach Art. 6 der FFH-Richtlinie erforderliche Prüfung von Plänen und Projekten hinsichtlich ihrer FFH-Verträglichkeits-

Auswirkungen auf die Schutzobjekte (Lebensraumtypen des Anhangs I und Arten des Anhangs prüfung 

II) der FFH-Richtlinie sowie auf nach Anhang I der Vogelschutzrichtlinie (VRL) vorkommende 
Arten einschließlich ihrer Lebensräume sowie der regelmäßig auftretenden Zugvogelarten (Art. 
4 Abs. 2 VRL). 

Bestandteil einer vorausschauenden Bodenpolitik einer Gemeinde, die über die Mobilisierung Flächenbevorratung 

von Baugrundstücken hinaus auch die Verfügbarkeit der im Rahmen der Bauleitplanung er­
forderlichen naturschutzfachlichen Ausgleichsflächen anstrebt (siehe auch unter dem Begriff 
„Ökokonto“). 

Vorbereitender, lediglich behördenverbindlicher Teil der Bauleitplanung, in dem für ein ganzes Flächennutzungsplan 

Gemeindegebiet die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende Art 
der Bodennutzung darzustellen ist. In Bayern wird der gemeindliche Landschaftsplan in den 
Flächennutzungsplan integriert (sog. Primärintegration). 

Abgegrenzte Fläche im Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan, in der bevor- Förderkulisse 

zugt eine Förderung einer landschaftsangepassten, extensiven Nutzung erfolgen soll bzw. einer 
speziellen Nutzung, die die Erhaltung oder Wiederherstellung bestimmter Lebensräume oder 
Habitate gewährleisten soll. 

Der Grünordnungsplan (GOP) konkretisiert die Vorgaben des Landschaftsplans auf der Ebene Grünordnungsplan 

der verbindlichen Bauleitplanung. Der GOP setzt für den Geltungsbereich eines Bebauungs­ (GOP) 

plans oder Teile eines Bebauungsplans die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Ver­
wirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege fest. Seine Festsetzungen 
sind durch die Integration des Grünordnungsplans in den Bebauungsplan für jedermann ver­
bindlich. 

Diejenigen Leistungen der Planerin/des Planers, die zur ordnungsgemäßen Erfüllung eines Pla- Grundleistungen 

nungsauftrags gemäß HOAI erforderlich sind. Sachlich zusammengehörige Grundleistungen 
sind zu jeweils in sich abgeschlossenen Leistungsphasen zusammengefasst. 
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Honorarordnung Seit 30.04.09 neu geregelte Verordnung über die Honorare für Architekten- und Ingenieur­
(HOAI) leistungen (Honorarordnung für Architekten und Ingenieure – HOAI). 

Landschaftsbild Die äußere, optisch wahrnehmbare Erscheinungsform von Natur und Landschaft. Das Land­
schaftsbild wird durch die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaftselemente geprägt. 
Im Umweltbericht wird vielfach der Begriff Landschaft synonym gebraucht. 

Landschafts- Der landschaftspflegerische Begleitplan (LBP) stellt Maßnahmen dar, die zur Minimierung und 
pflegerischer Kompensation eines Eingriffs in die Natur und Landschaft erforderlich sind. Der LBP ist Be-
Begleitplan (LBP) standteil der Planunterlagen zur Genehmigung des Eingriffvorhabens. Mit dem Planfeststel­

lungsbeschluss wird der LBP zusammen mit dem Fachplan rechtsverbindlich. 

Landschaftsplan Von der Gemeinde aufzustellender integrierter Teil des Flächennutzungsplans. Die örtlichen Er­
fordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
werden in Text und Karten dargestellt. Die Darstellungen des Landschaftsplans sind Bestand­
teil des Flächennutzungsplans. 

Leistungsfähigkeit Überbegriff für Status und Dynamik der natürlichen Grundlagen und ihrer ökosystemaren Zu-
des Naturhaushaltes sammenhänge. Zentraler Begriff aus dem Naturschutzgesetz, der mit seinem umfassenden 

ökosystemaren Ansatz weit über den bloßen Arten- und Biotopschutz hinausreicht. Gemeint 
sind die Funktionen und Werte des Naturhaushaltes sowie dessen Vermögen, sich langfristig 
selbst zu regenerieren und so auch die dauerhafte Nutzungsfähigkeit der Naturgüter (Boden 
etc.) sicherzustellen. 

Monitoring/ Im Zusammenhang mit dem Umweltbericht soll eine Überwachung möglicher erheblicher Aus-
Überwachung wirkungen erfolgen. Dies gilt vor allem für die Aspekte, die mit hohen Prognoseunsicherheiten 

behaftet sind. 

Natura 2000 Schutzgebietssystem der Europäischen Union, umfasst FFH- und Vogelschutzgebiete. 

Natura 2000­ Pläne für Natura 2000-Gebiete, die die Maßnahmen festlegen, die für die Aufrechterhaltung 
Managementplan eines günstigen Erhaltungszustands der betreffenden Lebensraumtypen und/oder Arten erfor­

derlich sind. 

Nutzung einer Die zweckgerichtete Verwendung einer Fläche, wie z. B. Anbau einer landwirtschaftlichen 
Grundfläche Kultur, forstwirtschaftliche Nutzung, Siedlungs- und Verkehrsflächen, aber auch naturnahe 

Bereiche, die ggf. ausschließlich dem Naturschutz dienen. 

Nutzungsänderung Der Ersatz einer bisher vorherrschenden oder praktizierten Nutzungsart (nicht deren Intensität!) 
durch eine andere (z. B. Aufforstung ehemaliger Ackerflächen). 

Ökoflächenkataster Das Bayerische Landesamt für Umwelt (LfU) führt ein Verzeichnis ökologisch bedeutsamer 
(ÖFK) Flächen, in dem auch Ausgleichs- und Ersatzflächen erfasst werden. 

Ökokonto Instrument der vorsorgenden Bevorratung von Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich mög­
licher späterer Eingriffsmaßnahmen. Im Rahmen eines Ökokontos können Gemeinden früh­
zeitig an geeigneter Stelle Flächen sichern und bereits vor der Planung oder Durchführung von 
Bauvorhaben Ausgleichsmaßnahmen durchführen. Diese vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen 
können bei der späteren Aufstellung von Bebauungsplänen den damit verbundenen Eingriffen 
zugerechnet werden. 
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Ökologische Raumeinheiten kennzeichnen einen spezifischen Landschaftsausschnitt, der über Ökologische Raum­

eine ökologisch annähernd homogene Struktur verfügt. einheiten 

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts vom Planzeichenver­

18.12.1990 (Planzeichenverordnung). Sie regelt die in den Bauleitplänen (Flächennutzungs- und ordnung (PlanzV) 

Bebauungsplänen) nach dem Baugesetzbuch zu verwendenden Planzeichen. 

Pflege- und Entwicklungspläne umfassen die Festlegungen von Pflege und Entwicklung (Bio- Pflege- und Ent­

topmanagement) von Schutzgebieten oder schützenswerten Landschaftsteilen. wicklungsplan 

Bei der Primärintegration wird der gemeindliche Landschaftsplan im Rahmen des Bauleitplan- Primärintegration 

verfahrens in den Flächennutzungsplan integriert. In Bayern ist die Primärintegration seit 1982 
eingeführt. Im Unterschied dazu wird in den meisten anderen Bundesländern der Landschafts-
plan als eigenständiges Fachkonzept des Naturschutzes und der Landschaftspflege vor Einlei­
tung des Bauleitplanverfahrens erstellt. Die anschließende Integration in den Flächennutzungs­
plan wird als Sekundärintegration bezeichnet. 

In Roten Listen werden gefährdete Pflanzen- und Tierarten, Pflanzengesellschaften und Biotop- Rote Listen 

typen dargestellt. 

Als Schutzgüter werden in der Regel bezeichnet die Umweltmedien Boden, Wasser, Luft und Schutzgut 

Klima sowie die Landschaft/das Landschaftsbild als natürliche Lebensgrundlagen (abiotische 
Ressourcen), die Pflanzen- und Tierwelt sowie der Mensch (biotische Ressourcen) mit den von 
ihm geschaffenen Kultur- und Sachgütern. Im Anhang des BauGB sind die Schutzgüter, die im 
Umweltbericht zu bearbeiten sind, aufgezählt. 

Der englische Begriff für Durchleuchten wird im Bereich der Planung für ein systematisches Screening 

Abgrenzen eines zu definierenden Prüfbereichs verwendet. Im Bereich der Landschaftsplanung 
wird der Begriff für den Schritt der Anpassung der Planung an die unterschiedlichen, individuel­
len, gemeindespezifischen Anforderungen verwendet. Im Rahmen der Umweltverträglichkeits­
prüfung ist damit die Untersuchung der Prüfpflichtigkeit eines Vorhabens gemeint. 

Spezielle Prüfung der für Anhang IV-Arten der FFH-Richtlinie, europäische Vogelarten und sog. Spezielle arten­

„Verantwortungsarten“ gemäß § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG geltenden artenschutzrechtlichen schutzrechtliche 

Bestimmungen. Prüfung (saP) 

Vertragliche Regelung insbesondere zur Durchführung von städtebaulichen Planungen und Städtebaulicher 

Maßnahmen gemäß § 11 des Baugesetzbuchs (BauGB). Kann unter anderem auch zum Vollzug Vertrag 

der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung geschlossen werden, insbesondere zur Umset­
zung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. 

Gemäß EG-Richtlinie 2001/42/EG vorgesehenes systematisches Prüfungsverfahren, mit dem Strategische 

die Umweltaspekte bei strategischen Planungen und dem Entwurf von Programmen unter- Umweltprüfung 

sucht werden. Neben der Bauleitplanung zählen hierzu u. a. auch Verkehrskonzepte oder Abfall­
wirtschaftspläne. 

Der Begriff des Teilflächennutzungsplans nach § 5 Abs. 2b BauGB unterscheidet sich vom Teilflächennutzungs-

Teillandschaftsplan dadurch, dass hier ein Teil des Gemeindegebiets nicht unbedingt vollständig plan 

betrachtet wird. Ein Teilflächennutzungsplan kann sich auch nur auf die Betrachtung und 
Analyse einzelner Schutzgüter oder Themen beziehen, wie etwa die Eignung für Windkraft. 
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Teillandschaftsplan Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Landschaftsplan nur für einen Teilbereich eines 
Gemeindegebiets aufgestellt werden. Dies kann der Fall sein, wenn die vorherrschende Nutzung 
im anderen Teil des Gemeindegebiets den Zielen und Grundsätzen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege entspricht. Für diesen Bereich muss kein Landschaftsplan aufgestellt wer­
den. Der sogenannte Teillandschaftsplan erstreckt sich dann auf das übrige Gemeindegebiet. 

Träger öffentlicher Behörden und Institutionen des öffentlichen Rechts (z. B. Fachbehörden), die entsprechend 
Belange (TÖB) den jeweils geltenden Regelungen bei (raumbedeutsamen) Planungen und Maßnahmen nach 

§ 4 Abs. 1 BauGB zu beteiligen sind. 

Umweltbericht Im Umweltbericht sind die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen der Planung zu 
ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten. Ziel dieses Vorgehens ist es, erhebliche Umwelt­
auswirkungen frühzeitig, d. h. schon auf der Ebene des Flächennutzungsplans, zu erkennen 
und zu vermeiden. Die Einführung in das Baugesetzbuch erfolgte in Anpassung an die EU-
Richtlinie zur Strategischen Umweltprüfung (SUP). 

Umweltverträglich­ Nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeit (UVPG) vorgeschriebener, unselbstständiger 
keitsprüfung (UVP) Teil von verwaltungsbehördlichen Verfahren nach einem definierten Ablaufschema, das bei der 

Prüfung über die Zulässigkeit von öffentlichen oder privaten Projekten angewandt wird, wenn 
diese erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben können. 

Überwachung/ Im Zusammenhang mit dem Umweltbericht soll eine Überwachung möglicher erheblicher Aus­
Monitoring wirkungen erfolgen. Dies gilt vor allem für Teilaspekte mit hoher Prognoseunsicherheit. Das 

Monitoring soll zur Umweltvorsorge beitragen. 

Vergabe, freihändige Direkte Vergabe eines Auftrags an einen Auftragnehmer ohne förmliche Ausschreibung. 

Vermeidung Das Vermeidungsgebot in der Eingriffsregelung bedeutet die lagemäßige oder technische Opti­
mierung eines Vorhabens, sodass Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft vermieden 
oder zumindest minimiert werden. Vermeidungsmaßnahmen stehen in der gesetzlichen Ent­
scheidungskaskade der Eingriffsregelung stets vor der Durchführung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen. 

Vorhabenträger Der private oder öffentliche Verursacher eines Eingriffs in Natur und Landschaft. 

Vogelschutzrichtlinie Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 
über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (kodifizierte Fassung); wird als Vogelschutz­
richtlinie bezeichnet. Vogelschutzgebiete sind ein Teil des Schutzgebietsnetzwerks Natura 2000. 

Im Rahmen der Landschaftsplanung werden räumliche und sachliche Teilpläne unterschieden. 
Teilplan Sie bauen auf einer bereits bestehenden flächendeckenden Landschaftsplanung auf und be­

handeln im Rahmen einer Fortschreibung nur räumlich abgegrenzte Flächen (räumlicher Teilplan) 
oder beschränken sich auf die Betrachtung ausgewählter thematischer Aspekte (sachlicher Teil-
plan). 
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